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Reclame 


Nr. 50. 


ER 
11 Uhr. Am Tiſche des B : 
* . Bam, 0:0. Kat undes rathes: 
as Haus ſetzt die Berat i b 
ae 2 Se ene ber 51 Commiſſion nicht überwieſenen 
5 — nach der Regierungsvorlage: 
Aab ut den eine unzüchtige Handlung oder Aeußerung öffentlich ein 
20 Vera „wird mit Gefangniß bis zu zwei Jahren beſtraft; auch kann 
81 5 püfgnchen Ehrenrechte erkannt werden. bi ü 
ee ‚aweren ällen tritt Geldſtrafe bis zu fünf 


Die geſperrten Worte find Zuſätze, welche das bisherige Strafgeſetz 


285 Neuen 
Abg. Dr. Gerhard beantrgt, die Worte „oder Aeußerung zu 
ſtreichen. wabrend Dr. v. Sana folgende Faſſung voriblägt: 
# „Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich ein Aergerniß rer 
ud mit Gefangniß bis zu zwei Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu fünf: 
bundert Mark beftraft. f 
Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden.“ 
1 bg. Gerdard: Gegen die Verſchärfung des rag id welche nicht 
los umachtige Handlungen, ſondern auch unzüchtige Aeußerungen in das 
Vebiet des vorliegenden 1 — ziehen will, muß ich entſchieden Proteſt 
einlegen, namentlich im Hindlick auf die Eniſcheidungen des Obertribunals, 
wonach eine Handlung auch dann als „öffentlich“ begangen gilt, wenn 
e an einem nicht öffentlichen Orte, jedoch fo vor ſich gegangen iſt, daß fie 
ndern bemerkbar wurde. Wird dieſer Grundſatz auch auf Aeußerungen 
ausgedehnt, fo geben wir dem Strafgeſetz durch Annahme der Regierungs⸗ 
orlage eine Tragweite, die ungeheuer iſt. Betrachten Sie nur die Beziehun 
auf den geſellſchaftlichen Verkehr. Sie alle, meine Herren, hören gern einm 
N e gute Anekdote, einen guten Witz, und Sie hören dieſe Stiefgeſchwiſter 
er Poeſie nicht minder gern, wenn die Sache recht pikant iſt, ſelbſt wenn 
Man fie Iſchlüpfrig! nennen könnte. (Große Heiterkeit.) — Und dann be: 
Sichten Sie die Beziehung auf das Lied, auf das Deutſche Lied! Denken 
ie mit mir an jene Tage zurück, in denen das Herz frühlingsfriſch ſchlaͤgt, wo 
Ben aus freier Bruſt ſingt, jene herrlichen Tage der ſchönen Studentenzeit! 
Etdenken Sie, watz für Lieder Sie damals geſungen haben, ohne darin 
(Gras zu finden, z. B. das ſchöne Lied „Was kommt dort von der Höh'?“ 
N roße Heiterkeit) oder „So leben wir“ oder „Es ſteht ein Wirthsbaus an 
r Labn“ (Anhaltende Heiterkeit). Alle dieſe Lieder haben mehr oder minder 
Sie Bedenklichkeit, und Anzüͤglichkeit, fo daß fie leicht unter die vorliegende 
Feſtafbeſtimmung fallen können. Stellen Sie ſich nun einmal ber, da 
eiten über unfer Vaterland kämen, in denen ein Miniſterium Windtborſt 
fire under wäre, läge dann der Gedanke nicht nahe, daß dieſer oder jener 
tebſame Staatsanwalt verſuchen würde, auch die Strafbarkeit eines ander 
Be Liedes herbeizuführen, das Sie alle ſehr wohl kennen und oft geſungen 
aben: „Der Papſt lebt herrlich in der Welt“. (Große Heiterkeit.) Gehen 
deu, das Commersbuch durch; faft auf jeder Seite finden Sie ſolche alte 
eutſche Lieder und Geſänge, die aus der Bruſt des Studenten bisher frei 
— ungehindert emportönten, und die Sie durch Annahme der Regierungs⸗ 
Se mit Strafe belegen würden. Das können Sie nicht wollen. Erinnern 
le ſich, daß wir Alle einſt jung geweſen find und nehmen Sie mein Amen ; 
(Lebhafter Beifall) A B 
® g. Dr. v. Schwarze: Ich bin gleichfalls für die Streichung der 
. orte „oder Aeußerung“, jedoch aus ganz onderen Gründen, als der Vor ⸗ 
edner. Juriſtiſch find unter Hand n zu berjteben; 
dur die ahme der Worte „over Aeußerung“ würde in das Strafgeſeß 
te Interpretation hineingebracht, daß unter Handlungen Aeußerungen nicht 
zu berftehen ſeien. Das preußiſche Obertribunal batte allerdings im Gegen⸗ 
ſatz zu anderen Obergerichten, z. B. denen in Dresden und Jena, die letztere 
Interpretation zu der ſeinigen gemacht. Dieſe Entſcheidung beruhte jedoch 
auf dem preußiſchen Strafgeſetzbuch und iſt durch das ſpätere deutſche Straf: 
geſetzbuch aufgehoben. 0 
Bundescommiſſar Geh. Rath Oelſchſäger: Wie die Motive nad: 
weiſen, geben die Interpretationen des Wortes „Handlung“ ſehr weit aus⸗ 
einander. Eine für das preußiſche Obertribunal zwingende Declaration kann 
dur durch ein Geſetz gegeben werden und iſt bei der Wichtigkeit der Contro⸗ 
erſe für die Praxis nothwendig. Die Zulaſſung von Geldſtrafen für min⸗ 
Au ſchwere Fälle beruht auf der Erwägung, daß nach $ 184 in Fällen der 
h usſtellung unzüchtiger Bilder u. ſ. w. Geldſtrafe eintreten kann, conſequen⸗ 
er Weiſe alſo auch hier zuläſſig ſein muß. 
Sand Lasker: Ich bitte ſowohl die Regierungsvorlage als den Antrag 
dich warze abzulehnen. Für mich unterliegt es keinem Zweifel, daß an ſehr 
derten Stellen des Strafgeſetzbuches unter Handlungen auch Aeußerungen zu 
arfeben find. Der Richter mag den einzelnen Fall beurtheilen. Das Be ⸗ 
derben. Strafverſchärfung in dieſem Paragraphen iſt in keiner Weiſe 
leſen. 
Der § 183 wird bierauf nach dem Antrag Schwarze angenommen. 
90 Die 88 200, 208, 275 Nr. 2, 319 und 321 werden in der Faſſung der 
eglerungsvorlage obne Debatte genehmigt. 
den, 34 lautet: „Ein Beamter, welcher, zur Aufnahme öffentlicher Urkun⸗ 
Te befugt, innerhalb ſeiner Zuständigkeit vorſatzlich eine rechtlich erhebliche 
Kdatſache falſch beurkundet oder in öffentliche Regiſter oder Bücher falſch ein: 
Pina wird mit Gefängniß nicht unter Einem Monat beſtraft. Auch 
werden. uf Berluft der bürgerlichen Ehren rechte erkannt 
War die Handlun i ; 
g geeignet, das Wohl des deutſchen Reiches oder eines 
— zu gefährden, fo kann auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren er: 
Dieſelben Straſverſch i i 
W riften finden auch dann Anwendung, wenn ein Be⸗ 
— eine ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Urkunde vorſäßzlich ver⸗ 
Der ni Seite ſchafft, beſchadigt oder verfälfeht.“ : 
Hinzufü een) unterſcheidet ſich von der bisherigen Faſſung durch die 
bſages. zweiten Abſazes und der geſperrt gebrudien Worte des 
g. La 8 f 
durch die u ölen ge verlangt eine ſchwerere Beſtrafung, wenn 
Bundesstaates gefahren Handlungen das Wohl des Reiches oder eines 
Weiſe abſolut feſigeſtellt more. Das Strafmaß kann jedoch nicht in dieſer 
Richters überlaſſen werden. den, ſondern muß dem ſubjectiven Ermeſſen des 
Bundescommiſſar d. Ame b £ f 
fertigt, daß bloße Gefängnißſtraſe d: Der zweite Abſatz wird dadurch gerecht⸗ 
geftellten Deich gr aſe nicht der Schwere des bier unter Strafe 
Abg. Reicheuſperger (Crefeldy: 0 5 
wolli 1 1 5 denn . den e Der vorgeſchlagene zweite Abjap ift 
anntlich die Meinungen nicht nur bei deren, f 
; i nde ondern auch in unſerer Ver⸗ 
—. — tagtäglich ausemander, der eine dalt das für eine dem Reiche er⸗ 


ohlthat, was der andere für ei N h 
alb, die Regierungsvorlage zu verwerfen. Gefahr hält. Ich bitte Ste det: 


9300 3 wird m ee 
„ 360 zäblt in ummer ebertretu f 
via zu 50 Thlr. oder mit Haft beſtraft werden“ Ale . 
N lögt neben anderen Modificationen eine Aenderung der Nr. 3 dahin vor 
dab an die Stelle der unbejugten Auswanderung der beurlaubten Rleſerviſten 
un Wehrmänner (welche durch Erhöhung der Strafe aus der Kategorie der 
h ebertrefungen in die der Needen verſetzt werden und deshalb ihren Platz 
Audem bereits berathenen § 140 finden jollte) die ohne Anzeige erfolgte 
. ber Grfaste sahen rg e e 

g. Thilo beantragt, die unbefugte h eurlaubten 

Neserpſſen und Wehrmänner in den Paragraphen wieder aufzunehmen, weil 


er Vorſchlag der Regierung, die bigherige Nr. 3 in den $ 140 als Nr. 2 


ein rahmen und dadurch die darin porgeſehene Uebertretung zum That. 


eines Vergehens zu erheben, bei der Abſtimmung über den § 140 
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abgelehnt worden ſei. Es ſei deshalb nöthig, die bisberige Beſtimmung 
hier wieder aufzunehmen. — In gleichem Sinne ſprechen ſich Abg. Struck⸗ 
mann (Diepbol) und Bundes-Commifjar v. Amsberg aus, worauf der 
§ 360 der Vorlage mit dem Amendement Thilo angenommen wird. 

Die 88 361 Nr. 6, 363 und 366 der Vorlage werden ohne Debatte 


genehmigt: 
9. 367 ſoll folgende Abänderungen erfahren: 7 

5) wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung don Giftwaaren, 
Schießpulver oder Feuerwerken oder bei der Aufbewahrung, Beförderung 
Verausgabung oder Verwendung von Sprengſtoffen, oder bei Ausübung 
der Befugniß zur Zubereitung oder Feilbaltung dieſer Gegenſtände, ſowie 
der Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 8) wer 
ohne polizeiliche Erlaubniß an bewohnten oder von Menſchen beſuchten Orten 
Selbſtgeſchoſſe, Schlageiſen oder Fußangeln legt, oder an ſolchen Orten mit 
Feuergewehr oder anderem Schleß werkzeuge ſchießt oder Feuerwerkskörper 
abbrennt; 10) wer bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne fein Ber: 
ſchulden hineingezogen worden ift, oder bei einem Angriff ſich einer Schuß, 
Stich: oder Hiebwaffe, insbeſondere eines Meſſers, oder eines anderen gefähr⸗ 
lichen Werkzeuges bedient. 

3 beantragen: 

J) Abg. Fürft v. Hobenlohe⸗Langenburg Nr. 10 zu faſſen: „Wer 
bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne ſein Verſchulden hineingezogen 
worden iſt, oder bei einem Angriffe ſich einer Waffe, insbeſondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werkzeuges, bedient.“ : 

Abg. Wehsky, in Nr. 5 ſtatt „Sprengfioffen” zu ſetzen „explodiren⸗ 
den Stoffen“. Derſelbe motivirt ſein Amendement damit, daß es eine An⸗ 
zahl von explodirenden S giebt, welche, ohne als Sprengſtoffe benutzt 
zu werden, nicht minder gefährlich ſind und bei denen die Befolgung der be⸗ 
treffenden Verordnungen daher eben ſo wichtig iſt. 

Beide Amendements und mit dieſen die vorgeſchlagenen Abänderungen 
des uͤ 367 werden angenommen. 

verändert wird der $ 369 angenommen, der die Schloſſer, welche un⸗ 
befugt Schlüſſel anfertigen, die Gewerbetreibenden, welche unrichtige Maße 
5 5 ꝛc., mit Geldſtrafe bis zu 100 Mk. oder mit Haft bis zu vier Wochen 
beſtraft. 

Die Verbandlung wendet ſich nunmehr zu Artikel 2 der Vorlage, welche 
die neu hinzukommenden Straſvorſchriften enthält. . 

§ 92, welcher gegenwärtig unter drei Nummern verſchiedene Handlungen 
aufführt, die als Landesberrath mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren be⸗ 
droht werden, ſoll als neue Nr. 4 einen Zuſatz erhalten, wonach die gleiche 
Strafe denjenigen trifft, der: „durch die Veröffentlichung von Kundgebungen 
ausländiſcher Regierungen oder geiſtlicher Oberen zum Ungehorſam gegen 
Geſetze oder rechlsgiltige Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit 
innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen auffordert oder anreizt, 


6 insbeſondere, wer in der angegebenen Weiſe ſolchen Ungehorſam als etwas 


Erlaubtes oder Verdienſtliches darſtellt“. N . 

Hierzu beantragt Abg. v. Seydewitz: die Worte von „oder anreizt“ bis 
zum Schluſſe ge ſtreichen. : 

Abg. Dr. Baumgarten erklärt ſich mit dem Gedanken des Regierungs⸗ 
vorſchlages, der durch die Vorkommniſſe in Bezug auf die letzte Encyklika 
des Papſtes mehr als gerechtfertigt ſei, einverſtanden, wünſcht und bes 
7 — aber, den Schlußſatz „insbeſondere, wer“ u. ſ. w. bis „anreizt“ zu 

reichen. 

Bei der Abſtimmung werden zwar die beiden Amendements Baumgarten 
und Seydewitz angenommen, die ganze Nr. 4 jedoch mit ſehr großer Majorität 
(dafür nur die Conſervativen und ein kleiner Theil der Nationalliberalen) 
dom Haufe abgelehnt ; > . 

103 a: „Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität eines nicht zum 
Deutſchen Reiche gehörenden Staates oder ein Hoheitszeichen eines ſolchen 
Staates böswillig wegnimmt, zerſtört oder beſchädigt oder beſchimpfenden 
110 daran verübt, wird mit Geloftrafe bis zu ſechshundert Mark oder 
mit Gefängniß bis er Jahren beſtraft“, wird ohne Debatte angenommen. 

8. 287 a lautet: Wer einen Anderen vom Mitbieten oder Weiterbieten 
bei einer von einem Beamten vorgenommenen Verſteigerung, dieſelbe mag 
Verkäufe, Verpachtungen, Verdingungen, Lieferungen, Unternehmungen oder 
Geſchafte irgend einer Art betreffen, durch Gewalt oder Drohung, durch 
falſche Vorſpiegelungen, durch Verſprechen oder Gewähren eines Vortheils 
abhält, wird mit Geldstrafe bis zu neunbundert Mark oder mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. ] 

Hierzu beantragt der Abgeordnete Schulze (OGubrau) die Worte: „durch 
Verſprechen oder Gewähren eines Vortheils“ zu ſtreichen. ? 

Ferner beantragt Abg. Reichenſperger (Krefeld) die Worte „von einem 
Beamten vorgenommen“ zu ſtreichen. 2 { 120 i 

Bundescommiſſar Geh. Rath Michelli erklärt, die Vorſchrift fei nötig 
geworden im fiscgliſchen Intereſſe der verſchiedenen Regierungs⸗Verwal⸗ 
tungen, um dem Mißbrauch zu begegnen, der gegenwärtig insbeſondere bei 
Holzverkäufen und Domänenverpachtungen dadurch ausgeübt wird, daß die 
Händler reſp. Pächter unter hohen Conventionalſtrafen ſich verpflichten, ſich 
untereinander bei den Kauf⸗ und Pachtbietungen keine Concurrenz zu 
machen, fo daß fie im Stande ſind, den Kauf: oder Miethspreis ganz will⸗ 
kürlich zum empfindlichen Schaden der Verwaltungen ſelbſt zu beſtimmen. 

Bundescommiſſar Major Blume kann nur beſtätigen, daß auch die 
Militärverwaltung dieſelben Erfahrungen gemacht und empfindlich unter 
dieſem Uebelſtande zu leiden habe. 

Abg. Grumbrecht bittet dringend den vorgeſchlagenen Paragraphen 
abzulehnen, da man doch keine Sage mache, um das finanzielle 
Intereſſe der Verwaltungen zu wahren (Sehr wahr !), ſondern nur für Hand: 
lungen, welche der Rechtsordnung und der Sittlichkeit widerſprechen. 

ei der Abſtimmung wird hierauf das Amendement Schulze angenom⸗ 
men, der ganze Paragraph indeß dom Haufe abgelehnt. g 

Ohne Debatte angenommen wird der § 2964: Ausländer, welche in den 
deutſchen Küſtengewäſſern unbefugt fiſchen, werden mit Geldſtrafe bis zu 
ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. Neben 
der Geld» oder Gefängnißſtrafe iſt auf Einziehung der Fanggeräthe, welche 
der Thäter bei dem unbefugten Fiſchen bei ſich geführt bat, ingleichen der 
in dem Fahrzeuge enthaltenen Fiſche zu erkennen, ohne Unkerſchied, ob die 
Sanggerätbe und Fiſche dem Verurtheilten Kae oder nicht 

8 folgt nunmehr § 3530 (der fügen. Paragraph Arnim), welcher nach 
der Regierungsvorlage lautet: | X 

„Ein Beamter im Dienfte des auswärtigen Amtes des Deutſchen Reiches, 
welcher 1) eines Ungeborſams gegen die ihm amtlich ertheilten Weiſungen 
ſich ſchuldig macht, oder 2) es unternimmt, durch unwahre Angaben ſeine 
Vorgeſetzten oder unter Mißbrauch ſeiner amtlichen Stellung Andere zu 
täuſchen, oder 3) die Amtsverſchwiegenheit durch Mittheilung von Dienſtge⸗ 
beimniſſen an Meberechtigte verletzt, oder 4) bei der Aufbewahrung amtlicher 
Schriftſtücke ordnungswidrig verfährt, wird ohne Unterſchied, ob das Ver⸗ 
gehen im Inlande oder im Auslande begangen worden iſt, ſofern nicht nach 
anderen Beſtimmungen eine ſchwerere Strafe derwirkt iſt, mit Gefängniß 
oder mit Geldſtrafe bis zu ſechstauſend Mark, und wenn die Handlung ge⸗ 
eignet war, das Wohl des Deutſchen Reichs oder eines Bundesſtaates zu ge: 
fährden, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beſtraft.“ 

Es liegen Abänderungsanträge vor: k 

1) vom Abg. Krüger (Hadersleben), welcher vorſchlagt, a. die Worte: 
„im Dienste des auswärtigen Amtes“ zu ſtreichen; b. Nr. 2 in nachſtehen⸗ 
dem Wortlaute feſtzuſtellen: „2) es unternimmt, durch unwahre Angaben 
ſeine Borgejehten zu täuſchen oder unter Mißbrauch feiner amilichen Stellung 
andere über die Rechtsverbindlichkeit beſtehender Verträge irre zu führen, 
oder 6. im Schlußſatze binter „Bundesſtaats zu gefährden“ folgende Worte 
einzufügen: „oder die Ehre des Deutſchen Reiches durch Erſchütterung des 
Vertrauens in die Vertragstreue des Reiches zu benachtheiligen.“ 

2) von den Abgeordneten Marquardſen, v. Puttkamer (Frauſtadt) 
und Dr. v. Schwarze, die an Stelle der Vorlage folgende Faſſung pro» 
poniren: . x g 

„Ein Beamter im Dienfte des auswärtigen Amtes des Deutſchen Reiches, 
welcher die Amtsverſchwiegenheit dadurch verletzt, daß er ihm amtlich anver⸗ 
traute Gelder [oder zugängliche! Schziftſtücke, oder eine ihm von feinem 


Zeitun 


edition: Herrenſtraße Nr. W. Naberdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unſtalten Beftellungen u die ebe, echt 
einmal, an en % 


Montag, 


Vorgeſetzten ertheilte Anweiſung, oder deren 
mittbeilt wird, ſofern nicht nach anderen 


z onnteg und Montag 


 smeimaf erscheint. 


den 31. Januar 1876. 


nhalt Anderen widerrechtlich 
eſtimmungen eine ſchwerere 
Strafe verwirkt ift, mit Gefängniß oder mit Geldſtrafe bis zu 5000 Mark 
beitraft. Gleiche Strafe trifft einen mit einer auswärtigen Miſſion betrauten 


oder bei einer ſolchen beſchäftigten Beamten, welcher den ihm durch ſeine 
Vorgeſetzten amtlich ertheilten Anweiſungen vorſätzlich zuwider handelt, oder 
welcher in der Abſicht, ſrinen Vorgeſetzten in deſſen amtlichen Handlungen 
irre zu leiten, demſelben erdichtete oder entſtellte Thatſachen berichtet. Dieſe 
Vorſchriften finden Anwendung ohne Unterſchied, ob das Vergehen im In⸗ 
lande oder im Auslande begangen worden iſt.“ 

bg. Dr. Marquardſen: M H., im Namen meiner politiſchen Freunde 
und namentlich der Mitunterzeichner des vorliegenden Amendements darf 
ich der Ueberzeugung freudigen Ausdruck gehen, daß bier eine Materie vor⸗ 
liegt, welche ihrer Natur nach unter Vermeidung aller jener Criminationen 
und Recriminationen im Parteileben ganz ſachlich behandelt werden kann. 
Der naturgemäße Zuſtand eines Staates iſt, wenn gerade jo, wie in Kriegs⸗ 
efahr alle Bürger ohne Unterſchied der politiſchen Ueberzeugung zuſammen⸗ 
teben, fo auch die auswärtige Politit eines Staates fo ſeſt gegründet iſt, 
daß ſie ohne weſentliche Einwirkung der inneren Parteizwiſtigkeiten geführt 
werden kann. Die Folge davon ift, daß der leitende Staatsmann in vollem 
Vertrauen die Miſſionen und den Dienſt des auswärtigen Amtes in den 
Händen von Männeru laſſen kann, die in der inneren Politik auf 7 — ent« 
egengeſetztem Standpunkte ſtehen. Ein fo glückliches Verhältniß ſehen wir 
n England beſtehen ſchon ſeit einer Reihe von Jahren. er der engliſchen 
auswärtigen Politik gefolgt ift, wird ſich wohl auch der Zeiten noch erinnern, 
wo mit jedem Miniſterwechſel auch ein ſehr bedeutender Wechſel in dem Per⸗ 
ſonal der engliſchen Geſandtſchaften an den auswärtigen Höfen eintrat. 
Gegenwärtig iſt das Gegentbeil der Fall. 

ch ſage, das ift der glückliche Zuſtand, ich gebe aber zu, daß in gewiſſen 
Zeiten eine ſo angenehme Situation nach außen hin nicht erreichbar iſt, wo 
noch fo Vieles kocht und gährt, wo in der That die inneren Barteigegenfäge 
eine fo große Schroffheit angenommen haben, wie in einem Lande, das ich 
im Augenblick nicht nennen will, das uns ſehr nahe liegt. Das beweiſt in 
der That, daß auch die inneren Gegenſätze eine gewiſſe Einwirkung auf die 
Auswahl und Stellung der Perſonen äußern, welche ein Rich im Ausland 
zu vertreten haben. Bei dem vorliegenden Gegenſtande dürfte ein ſolcher 
Gegenſatz als wenig einflußreich geltend gemacht werden, weil es ſich dier 
nicht um die auswärtige Pohtil, ſondern nur um die Organiſation ihres 
Dienſtes handelt. Ich kann mir denken, daß ich einem Staatsmanne, der 
an der Spitze des Deutſchen Reiches ſtünde, etwa von der Parteifärbung des 
Herrn Windthorſt in einer ſo rein ſachlichen, auf die Organiſation des Amtes 
ſich beziehenden Frage vollſtändig mein Vertrauen ſchenken, ſeinem Vor⸗ 
ſchlage nachgeben könnte, obgleich ich vielleicht mit dem materiellen „ubalt 
ſeiner auswärtigen Politik eben ſo wenig einverſtanden ſein würde, als ich 
vermuthe, daß ich es fein müßte, wenn etwa der nächſte Tag ſchon uns den 
Herrn Collegen Windthorſt an der Spitze der Geſchäfte des Reichs ſtehend 
jeigte. (Heiterkeit.) Ich gehe dabei davon aus, daß wir die Frage, ob die 
diplomatiſche Vertretung des Deutſchen Reiches ſolche Lücken und Febler zeigt, 
daß der Reichskanzler eine ſolche Vorlage, wie ſie in dieſem Punkte an uns 
gebracht worden iſt und wie er ſie mit der größten Energie und Ueberzeu⸗ 
gung vor uns vertreten hat, bringen mußte, nicht zu entſcheiden haben Wenn 
wir dem Herrn Reichskanzler zugeben müſſen, daß wir ihm in dieſer Frage 
zu folgen haben, fo muß andererſeits betont werden, daß darüber, ob der 
von uns gemachte Vorſchlag eine ſolche Qualität hat, daß wir ihm eine ſtraf⸗ 
rechtliche Eigenſchaft geben und ihn in unſer Strafſyſtem aufnehmen können, 
vor Ullem die Jurſſten in dieſem Haufe zu entſcheiden haben. Aus dieſer 
N iſt mein Antrag hervorgegangen. 

Was bezüglich dieſer Materie im § 353 der Vorlage enthalten iſt, 
möchte ich mit einer Skizze vergleichen, die etwa Jemand, der ſich ein Haus 
baut, dem Architecten vorlegt. Man muß da vom Standpunkt des Archi⸗ 
tecten nicht gar zu ſtrenge urtbeilen, wird aber doch behaupten können, daß 
die Conſtruction, die Architectonik eines Strafrechtsparagraphen vor allen 
Dingen vom juriſtiſchen Standpunkte aus beurtheilt und entſchieden werden 
gl. Dieſen Grundſätzen entſprechend iſt ein ſehr großer Unterſchied zwiſchen 
dem Inhalt des Paragraphen der Vorlage und der von uns vertretenen 

rmulirung. Es trat an uns die Frage heran, ob das Uebertreten der 
Pflicht der Amtsverſchwiegenheit auf alle Beamten ausgedehnt werden ſollte. 
Die meiſten vor dem jetzigen Strafgeſetzbuch geltenden Strafgeſetzbücher hatten 
ſolche Straſvorſchriften und deshalb ift in Baiern der Artikel 364 des baies 
riſchen Strafgeſetzbuches von 1861 als Artikel 154 in das Einführungsgeſetz 
für Baiern zum Reichsſtrafgeſetzbuch aufgenommen worden, und ſo iſt es 
auch in anderen Staaten geſchehen. Wir haben von einer ſolchen Ergän⸗ 
1 des Strafgeſetzbuches Abſtand genommen, weil wir bei dieſer Straf⸗ 

ovelle nicht weiter gehen wollen, als die allerdringlichſte Nothwendigkeit 
von der Regierung ſelber anerkannt und ausgeſprochen worden iſt. Man 
kaun der Faſſung, welche wir dem Abſatz 1 gegeben haben, den Vorwurf 
machen, daß fie weniger fpecialifirt und dadurch einen weniger greifbaren 
Thatbeſtand liefert, als die Materie der Sache überhaupt zuläßt, da die 
älteren deulſchen Strafgeſetzbücher eine ähnliche Faſſung batten. In den 
beiden anderen Beſtimmungen der von uns vorgelegten Formulirung tritt 
eine Beſchränkung ein. Wir reden nicht mehr allgemein don Beamten des 
auswärtigen Amtes, ſondern von Beamten, welche mit einer auswärtigen 
Miſſion betraut oder bei einer ſolchen beſchäftigt find. Diele Beſchränkung 
baben wir aus den Motiven der Geſetzesvorlage ſelbſt genommen. Es wird 
dort betont, die im Auslande ſich nicht unmittelbar unter den Augen des 
leitenden Staatsmannes befindenden Beamten ſeien dieſer Verſuchung bes 
ſonders ausgeſetzt und bezüglich ihrer ſeien andere Strafbeſtimmungen noth⸗ 
wendig, als für andere Beamte. Das ift mir plauſibel, eine ſelbſtſtändige 
ſachliche Entſcheidung kann ich mir darüber nicht anmaßen. 

Ich glaube, daß wir bezüglich dieſes äußerſt ſchwierigen Punktes im We⸗ 
ſentlichen das Richlige getroffen haben. Es wird alſo hier ausgeſprochen, 
daß der Beamte, der den ihm durch feinen Vorgeſetzten amtlich ertheilten 
Anweiſungen borfäplich zuwiderhandelt, beftraft werden fol. Wir glauben 
damit einen greifbaren Thatbeſtand geſchafſen zu haben. Was das Wort 
„vorſätzlich zuwiderhandeln“ hier anlangt, ſo ſtand mit dieſer Wortfaſſung 
in Concurrenz eine andere Formulirung, welche jagen wollte: ni der Ab⸗ 
ſicht, den ihm durch feinen Vorgeſetzten amtlich ertheilten Weiſungen ent⸗ 
gegenzuwirken.“ Beiderſeits wurde auf eine Aeußerung des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers bei der erſten Berathung des Entwurfes zurückgegangen, wo er in 
ſehr draſtiſcher Weiſe ſich darauf bezogen hat. Er ſchilderte die Situation, 
wo er einem Bolſchafter aufgetragen hat, er ſolle aller Welt jagen, daß man 
den e wolle, und wo auf dem entſprechende Fragen der Bolſchafter 
mit Achſelzucken antwortet oder jagt: Das mag Alles ſchön fein, aber wer 
weiß, was der Reichskanzler im nächſten Augenblicke nur gedacht haben wird. 
Wir können ruhig ſagen: In dieſer Interpretation des Reichskanzlers iſt ſo 
zu ſagen eine authenkiſche Interpretation, ein weſentlicher Beitrag — rich⸗ 
ligen Auslegung deſſen, was unſer „vorſätzlich“ bedeuten ſoll. dem 
zweiten Abſatz iſt in dem Ausdruck „irreleiten“ ein ſehr ſtarker terminus 
technieus gebraucht, der nur einem berftändigen Richter — nur für ſolche 
können wir Geſetze machen — die rechte Handhabe giebt, was gemeint iſt, 
daß alſo nicht jede beliebige Unwahrheit, jedes unbedachte Wort unter dieſe 
Beſtimmung fallen kann. Ueber die Weglaſſung der Nr. 4 der Vorlage 
will ich mich nicht weiter verbreiten, es hat la auch feiner Zeit der Herr 
Reichskanzler erklärt, daß er darauf keinen Werth lege. Wenn wir anderer: 
ſeits auch nicht der Meinung waren, in der Strafbeſtimmung die 
beizubehalten, daß eine höhere Strafe erkannt werden müſſe, wenn das 10 
des Deutſchen Reichs oder eines Bundesſtaates gefährdet werden ma 
bejiche ich mich auf das, was bezüglich dieſes Punktes ſchon früher 
Abg. Lasker ausgeführt worden iſt. 


kreſl h ; i8cipli berlaſſen. 
wenn wir die Würdigung dieſer Fälle dem vagen Disciplinarrecht üb 
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Lücke des Strafgeſetzbuches, daß man nd, Bezug auf zahlreiche Amtsber: | 


eben auf das Digclplinarrecht der Einzelſtealen verlaſſen habe. Von einer 
Penachtbeilgung der einzelnen Perſönlichkeit in dem Falle, daß man ſolche 
Handlungen vor die ordentlichen Gerichte ſtellt, wie wir fie jebt zu ſchaffen 
im Begriff ſind, kann nicht die Rede ſein. Ueber die Frage, inwiefern ſich 
das Vorführen ſolcher ſtrafbarer Handlungen vor ein Collegial⸗Gericht, etwa 
auch vor einer Zuſammenſetzung von rechtsgelehrten Richtern und Schöffen 
praktiſch geſtalten wird, können wir nicht entſcheiden; wir haben nur dem 
Vorſchlage zu folgen, der vom Techniker der Frage zunächſt gemacht worden 
iſt. Hiernach glaube ich, daß wir in unſerer Formulirung das gefunden 
haben, was den berechtigten Zwecken der Vorlage entſpricht, ohne zugleich 
der Rechtsgleichheit und Sicherheit des Individuums in hoher oder niedriger 
Stelle Abbruch zu thun. Ich empfehle Ihnen deshalb die Annahme unſeres 
Amendements. (Beifall.) 

Bundesbevollmächligter Staatsſecretär v. Bülow: Die Gründe, aus 
denen das auswärtige Amt und die Bundesregierung Ihnen dieſen Para⸗ 
grapben vorgelegt baben, find Ihnen bei der erſten Leſung auseinandergeſetzt 
worden; ich beſchränke mich heute darauf, auszuſprechen, daß dieſe Gründe 
rein ſactiſcher und ſachlicher Natur find. Der Vorredner hat dies anerkannt. 
Worauf es dem auswärtigen Amte ankommen mußte, iſt, daß die in dieſem 
Paragraphen aufgezählten Pflichtperletzungen feiner Beamten ſtrafrechtlich 
verfolgt werden können, daß kein Zweifel darüber beſtehe, daß ſolche Pflicht 
verletzungen nicht im Disciplinarwege zu verfolgen, ſondern in einer der 
größeren Gefährlichkeit und Tragweite entſprechenden Weile in das Straf⸗ 
geſetzhuch aufzunehmen find und auf Grund der Beſtimmungen deſſelben 

ur Rechenſchaft gezogen werden können. Eben weil dies ren ſachliche 
ründe ſind, und es uns nur auf die Hauptſache ankommt, erkläre ich mich 
Namens der Bundesregierungen mit dem von dem Vorredner vorgelegten Au⸗ 
Kae einverſtanden und würde demſelben meinerſeits nichts entgegenzufcken 
jaben: 

Abg. Dr. Hänel: Der Abg. Marquardſen hat ſoeben die Frage, deren 
Löſung uns obliegt, in durchaus ſachlicher Weiſe erörtert, und ich will bemüht 
* Beiſpiel zu folgen. Die ganze Streitfrage bewegt ſich einfach 
darüber, ob wir an ſich im hoͤchſten Grade zu mißbilligende und ſtrafwürdige 
Handlungen dem Strafrecht und damit dem gewöhnlichen Öffentlichen Verfahren 
anbeimgeben wollen, oder ob wirles richtiger und praktiſcher finden dieſelbe dem 
Disciplinarverfahren zu überlaſſen. Wenn ich beute in Uebereinſtimmung 
mit dem bei der letzten Leſung vertretenen Standpunkt mich für das Letztere 
entſcheiden muß, fo find die Gründe dafür einfach die prakuſchen Erfabrungen, 
die ich gerade bei dem Fall Arnim glaube gemacht zu haben. Ich habe 
pereits bei der erſten Beraihung betont, daß die Motive, die Mittel und die 
Endziele des Grafen Arnim, wenn irgend einer Partei, gerade der Fort. 
ſchrittspartei am wenigſten genehm fein können. Es haben ſich an den Fall 
Arnim eine Reihe von Publicationen geknüpft. 

Noch vor acht Tagen haben wir zwei Immediateingaben des Reichskanzlers 
an den Kaiſer in verſchiedenen Zeitungen abgedruckt geſeben. Ihre Veröffent⸗ 
lichung iſt mit großem Beifall aufgenommen worden. Ich kann mich dieſem 
Beifall nicht anſchließen. Ich geſtehe zu, daß durch dieſe Veröffentlichung 
der Scharfblick des Reichskanzlers, feine Perfonentenntniß eine glänzende 
Rechtfertigung erhalten bat; ich kann aber nicht finden, — und ich ſtebe ja 
wohl nicht in dem Verdackt, mit monarchiſchen Gefühlen Koketterie treiben 
zu wollen, die volle Deckung, die dem Monarchen gewährt werden muß, 
ich will nicht ſagen aufrecht erhalten iſt, das bezweifle ich nicht, aber dieſe 
Decke ſcheint mir jedenfalls dünner geworden zu fein. Inzwiſchen, die Publi⸗ 
cationen ſind einmal erfolgt und die unmittelbarſte Lehre, die daraus zu 
ſchöpfen iſt, iſt der Satz des conſtitutionellen Syſtems: der Vedi ee 
Miniſter hat gerade für die wichtigſten Perſonalernennungen und für die 
wichtigſten Perſonalveränderungen mit ſeiner vollen Brantwortlichleit ein: 
zuſtehen; (Sehr richtig! links.) er hat gerade bei dieſen Perſonalangelegen⸗ 
heiten einen dauernden und machtvollen Einfluß ſich zu bewahren. Er hal 
unter Umſtänden das Recht und die Pflicht, an die Ernennung oder Beibe⸗ 
haltung gerade eines hochgeſtellten Beamten die Cabinctsfrage zu ſtellen. 
(Sehr richtig! links.) Der Fall Arnim belebrt mich, daß unter Umſtänden 
die rechtzeitige Stellung der Cabinetsfrage uns vor jenen diplomatiſchen und 
poliliſchen Gefahren bewahrt haben würde, die der Fall Arnim herbeigeführt 
bat. (Sebr wahr!) Nun wohl, ich will dieſe politiſche Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers an keinem Punkte abgeſchwächt ſeben, ich will daher den 
Staatsanwalt, beziehentlich die Gerichte nicht angerufen wiſſen. Ich glaube 
nicht, daß in der Criminalbeſtrafung, wie fie uns bier vorgeſchlagen wurde, 
ein größeres Sicherungsmittel für die Einheit und Reinheit des diplomatiſchen 
Dienſtes liegt, als in dem Disciplinarverfahren. (Zuſtimmung links.) 

Als der Fall Arnim verhandelt wurde, da können wir wohl ſagen, daß 
die Aufmerkſamkeit von ganz Europa ſich auf das hieſige Stadtgericht con: 
centtirte. In dieſem Prozeß ſpürten wir den geheimſten Gängen unſeres 
auswärtigen Dienſtes nach. Hier wurde das Blaubuch zuſammengeſtellt und 
gebunden, welches dem deutſchen Reiche niemals vorgelegt worden iſt. Ich 
behaupte, daß es der außerordentlich günſtigen Conſtellation der politifchen 
Verhältniſſe in Europa, daß es des ganzen Preſtige's, welches das deutiche 
Reich zur Zeit gewonnen hat, bedurfte, daß es der beſonderen politiſchen 
Berhälinifie in Frankreich bedurfte, um dieſem ganzen Prozeß und der 

ufmerkſamkeit und den Publicationen, die ſich daran knüpften, eine 

ichtung und eine Wirkung zu geben, welche unſere diplomatischen Ber: 
bäliniſſe trübte und unter Vorausſetzung weniger günſtiger Verhältniſſe 
geradezu eine Gefährdung unſerer volitiſchen Stellung herbeiführte. Weil 
ich dieſen Eindruck aus dieſem Prozeſſe gewonnen habe, darum ſage ich, iſt 
es beſſer, wir überlaſſen derartige Dinge, die ihrer Natur nach mit dem 
Auswärtigen Amte verbunden find, die noihwendig in die geheimen Gänge 
unferer Politik hineinführen, der Disciplinarordnung. Gerade in der Structur 
unſerer Disciplinarordnung finde ich die adäquate Form für derartige Vergehen 
im Auswärtigen Amt. Zu ſolchen ungerechten Handlungen, wie ſie in 
dieſem Parapraphen aufgezählt werden, kann doch nur der Ehrgeiz und poli⸗ 
tiſche Leidenschaft führen und wer deuen anbeimfällt, der weiß, daß er feine 
Karte allein auf den Erfolg ſtellt, thut er aber das, dann wird er das 
bischen Erfolg auch nicht in Rechnung bringen. Alſo ein Abſchreckungs⸗ 
mittel ſind dieſe Straſbeſtimmungen gewiß nicht. Wenn aber das Mittel 
nicht wirkt, warum denn vor ganz Europa dieſen Schatten und Flecken auf 
die ganze Klaſſe unſerer auswärtigen Beamten werfen? (Sehr wahr! 
Beifall links.) 

Abg. Dr. v. Treitſchke: Meine Herren! Ich werde mich bemühen eben 
ſo ſachlich, von den Leidenſchaften der Parteien frei zu ſprechen, wie es meine 
beiden Herren Vorredner gethan haben. Ich gebe es dem Herru Abgeord⸗ 
neten Hänel zunächſt zu, daß es ſehr wünſchenswerth wäre, wenn wir jenes 
vor einem Gericht niederer Inſtanz Veröffentlichen eines diplomatiſchen Blau⸗ 
buchs, weun wir die ganze anſtößliche Oeffentlichkeit jenes Prozeſſes nicht 
hätten erleben müſſen. Aber ich gebe dem Herrn Vorredner zu bedenken, 
daß dieſe anſtößliche Oeffentlichkeit ſich ereignet hat unter der beſtehenden 
Geſetzgebung; der vorgeſchlagene Paragraph iſt aber dazu beflimmt, dieſen 
unvermeidlichen Uebelſtand wenigſtens etwas örträglicher zu machen. Ich 
— durchaus nicht die Abſicht, wenn ich Sie bitte, für den Marquardſen'⸗ 
chen Antrag zu ſtimmen, dadurch irgendwie ein Vertrauens votum für die 
heutige Leitung der auswärtigen Politit des Reichs herbeizuführen. So ſehr 
ich es mit Freuden begrüße, wenn die Mehrheit dieſes Hauſes einmal eine 
paſſende Gelegenheit findet, die Tauſende Gerüchte, die bor drohende Con ⸗ 
flicte umgeben, thatſächlich Lügen zu ſtrafen und dem Reichskanzler ihr Ver 
trauen zu zeigen, * ſtebt mir doch die dauernde Ordnung des Strafrechts 
der Nation zu hoch, als daß ich einen Paragraphen derſelben darnach modi⸗ 
ficiren könnte, ob es der augenblicklichen Berechnung der Parteien, die ſchwan ⸗ 
lend find und fein müſſen, paßt. Ich babe ferner auch meine Anſicht über 
die Frage bier nicht allein und ausſchließlich nach der Verſicherung des 
Fürſten . gebildet, daß er nicht im Stande ſei, mit der gegen⸗ 
wärtigen Geſetzgebung auszukommen. Der Fürſt Bismarck iſt jedenfalls der 
ſachkundigſte Mann in Deutſchland, aber das hat der Abg. Hänel in der 
erſten Berathung ſchon geſagt und in diejem einen Punkte muß ich ihm bei⸗ 
ſtimmen: Der Fürſt Reichskanzler hat, wie er ſelbſt geſagt, Jahre lang 
ſchwer gelitten unter dem Ungehorſam politiſcher Agenten, ez wäre daher 
doch wohl fraglich, ob rr in dieſer Frage völlig objectiv urtheilen könne. 

Dieſe ſubjectiven Betrachtungen ſind es aber keineswegs, die mich be: 
wegen, ſondern die Erinnerung an die Thatſachen der jüngſten Vergangen: 
heit, die überwältigend beweiſen, daß die gegenwärtige Gesetz ebung nicht 
ausreicht, den Leiter der auswärtigen Politik vor dem Ungehorſam der Un⸗ 
tergebenen ſicher zu ftellen. Ich will hier nicht einen Staatsmann, der durch 
eigene Schuld ein todter Mann geworden iſt, noch näher ſchildern; ich begnüge 

mich, an die Thatſache zu erinnern, daß unſer Pariſer Botſchaſter eine Zeit 
lang Politik auf eigene Hand, im offenen Gegenſatz zu den Befehlen ſeines 
Vorgeſetzlen, getrieben hat, daß er — unerhört in der preußiſchen Geſczichte 
— fein Privateigenthum und das des Staates mit einander verwechſelt hat; 
— das find Thatſachen, die man nicht leugnen kann. Dieſe Ereigniſſe find 
allerdings moraliſch geſühnt worden und dieſe moraliſche Sühne kann jedem 
ſütlichen Gefühl genügen. Der Mann, den Graf Arnim als feinen Feind 
bezeichnete, hat ſich bei der Unterſuchung nicht nur als ein pflichtgetreuer 
Staatsmann, ſondern auch, nach meinem Gefühl, als ein ſehr nachſichtiger 
Vorgeſetzter erwie en und der Schuldige ſelber hat ſich um ſeine ganze Zu⸗ 
Zunft gebracht. Mit dieſem ſittlichen Erfolge konnten wir zufrieden fein 


Wie aber If der rechlliche 3 des Proceſſes geweſen! Unzweifelbaft ift 
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dei vom Vorredner gerügte Wendung „abzubalten unterläßt“ bereits in der 


es zugegangen mit beſonderer Chrlicteit; es haben die Richter ſich bemüdt, Nr. 4 deſſelben Paragraphen enthalten ſei, in welchem nicht allein die 
das alte Wort, daß es noch Richter in Berlin giebt, in Ehren zu halten. Bettelei, ggg "die unterbliebene Abhaltung davon mit Strafe be⸗ 
Aber, m. H., — ich ſpreche hier keine Kritit aus über den Gerichtshof, ſon⸗ droht iſt. 


dern über das Geſetz, das er anzuwenden batte — Sie werden alle mit mir 
die Ueberzeugung gebabt baben, daß dieſe Sache ſubaltern behandelt wurde, 
weil das Geſetz über die eigentlich wichtigen Fragen gar keine Handhabe gab. 
Denn was zog man in Betracht? Man bat bin und her über Urkunden und 
den Begriff der Urkunden u. dergl. verhandelt, Dagegen; die große Thatſache, 
daß eine Staatsveränderung an der Spitze der franzöſiſchen Nation ſich voll⸗ 
zogen bat, während unſer Botſchafter dabei mittelbar miwirkte gegen den 
Befehl des deutſchen Reichskanzlers, die großen, wirklich biſtoriſchen Thatſachen 
wurden kaum berührt, weil ſie nach dem beſtehenden Geſetze von dem Gericht 
gar nicht erwogen werden konnten. 

Damit, meine ich, iſt der ſchlagende Beweis geführt, daß die beſtehende 
Geſetzgebung nicht ausreicht, denn jener $ 92 des Strafgeſetzbuchs macht es 
nur möglich, ſolche Diplomaten zu verfolgen, welche zum Nachtheil des Reichs 
borfäglich mit auswärtigen Regierungen verhandelt haben, und ob dieſer 
Fall vorliegt, iſt im einzelnen Fall ſelten oder niemals feſtzuſtellen. Ich 
meine alſo, dieſer Proceß hat gezeigt, daß eine kräftige auswärtige Politik 
ſich gar nicht führen laßt, ohne daß der Reichskanzler auf unbedingten Ge ⸗ 
borſam und ſtrengſte Discretion der Untergebenen rechnen kann. Die Unmög⸗ 
lichkeit, unſere Botſchafter aus der Ferne Schritt für Schritt zu controliren 
und die ungeheure Gefahr, daß vielleicht der europäiſche Friede durch einen 
Ungehorſam zerrüttet werden könnte, ſprechen laut genug für dieſen Para: 
graphen. Ich gebe nun gern zu, daß es geſcheben lann, daß der Ungehorſam 
eines Diplomaten ſogar ein großes Verdienſt um das Vaterland iſt; das iſt 
aber eine Ausnahme, die die Regel nur beſtätigt. Daſſelbe haben ſie bei 
dem Gehorſam eines Offiziers. Auch hier iſt durch Ungehorſam ſchon dem 
Vaterland ein großer Dienſt geleiſtet worden; wir preiſen alle den eiſernen 
York, weil er den Muth hatte, feinen Inſtructionen entgegen zu handeln, 
aber er wußte auch und ſagte ſeinem König, daß er bereit ſei, auf dem Sand⸗ 
haufen zu allen. Um dieſer einen Ausnahme willen aber werden Sie die 
Regel des unverbrüchlichen militäriſchen Gehorſams nicht befeitigen; und, wie 
Pork in ſeinem König einen gerechten Richter fand, der wußte, daß der Geiſt 
höher ſtände als der Buchſtabe des Geſetzes, jo wird in ähnlichem Fall auch 
an dem deutſchen Kaiſer ein Diplomat einen gerechten Richter finden, der 
ihn in einem ſolchen Falle nicht zur Rechenschaft dar wird. 

Ueberhaupt halte ich die Gefahr, daß dieſer Paragraph häufig ange 
wendet werde, für eine ſehr geringe; es wird genügen, wenn die ſcharfe 
Waffe in der Hand der Staatsgewalt gezeigt wird und im Uebrigen: Nie⸗ 
mand von uns hat es wohl nur für möglich gehalten, daß ein ſolcher doloſer 
Ungeborſam in der deutſchen Diplomatie vorkomme, wie er vorkam, und wir 
haben alle Zuverſicht, daß der Fall Arnim eine traurige einzige Ausnahme 
für lange N bleiben wird, und ſo glaube ich durchaus nicht, daß die 
ehrenwerthen Mitglieder des Beamtenthums im auswärtigen Amte ſich irgend⸗ 
wie beleidigt und blosgeſtellt durch die Annahme des Paragraphen fühlen 
könnten. Fühlt ſich der Offizier gekränkt, daß bei ihm auf den Ungehorſam 
härtere Strafen ſtehen, als auf den Ungehorſam anderer Beamten? Jeder 
Stand bringt feiner Natur nach eigenthümliche Verſuchungen mit ſich, warum 
ſoll gerade in dieſem Amte der Staat in ſeiner Selbsterhaltung gefährdet 
werden? Wenn wir ſolchen Gefahren entgegentreten, halte ich die Furcht für 
ganz unbegründet, als ob ſich deshalb weniger Candidaten für unſern aus: 
wärtigen Dienſt finden als bisher. Wir ſind dann um ſo ſicherer, daß unſere 
Diplomaten ſämmtlich die Treue dem Vaterlande halten, ſie werden ſich vor 
dieſem Paragraphen nicht ſcheuen und ihre Pflicht nach wie vor thun. Für 
nothwendig halte ich aber dieſen Paragraphen aus dem Grunde, weil der 
Leiter der auswärtigen Politik, da eine reine Partei⸗Regierung bei uns nicht 
beſteht, darauf rechnen muß, mehr oder minder politiſche Gegner unter ſeinen 
Werkzeugen an fremden Höfen zu haben. Ich freue mich deſſen, weil der 
perſönliche Wille des Monarchen bei uns noch immer etwas Selbſtſtändiges 
bedeuten ſoll und auf lange Zeit hinaus bedeuten wird, daran möchte ich 
durchaus nichts ändern. Ich wünſche nicht eine ſolche unbedingte Allmacht, 
daß der Miniſterpräſident die Bolſchafler nach ſeinem Belieben abſetzen könnte. 
Nur die eine Sicherheit müſſen und können wir ihm geben, daß ihm nicht 
mit offenbar böſem Willen entgegengebandelt werde. 

Weil in einer Monarchie kein reines Parteiregiment bericht, müſſen wir 
den Leiter der auswärtigen Politik wenigſtens vor den äußerſten Gefahren 
und Ungeſetzlichkeiten der Anarchie in ſeinem Amt ſichern. Das einzig wirk⸗ 
lich große Bedenken in meinen Augen ift, daß ein Gericht mittlerer Inſtanz 
allerdings ſehr wenig dazu geeignet iſt, eine fo ernſte Sache zu entſcheiden. 
Wäre es moglich, ſo würde ich einen Staatsgerichtshof bei Weitem für ſolche 
Fälle vorziehen. So lange wir aber für die rechtliche Verantwortlichkeit 
unferer höhiten Staatsbeamten noch keine geſicherten Organe haben, wird 
es nicht möglich ſein, für die Diplomaten allein eine ſolche Inſtanz zu ſchaffen. 
Es wird uns alſo nichts übrig bleiben, als Hand in Hand der beſtehenden 
Ordnung wohl oder übel uns anzuſchließen und den Richtern wenigſtens 
einen Maßſtab zu geben, auf Grund deſſen ſie zu richten im Stande ſind. 
Ich wiederhole, ich würde es für ein Unrecht halten, wenn der Paragraph 
nur zu dem Zweck abgeändert würde, der gegenwärtigen Regiecung ein 
Zeichen des Vertrauens zu geben. Da es ſich ganz ungeſucht fo trifft, daß 
wir in der Lage ſind, durch eine eg gerechtfertigte Aenderung zugleich 
zu zeigen, daß wir dem gegenwärtigen Reichskanzler vertrauen, ſo begrüße 
ich dieſes zufällige Zuſammentreffen mit Freude, denn wir können nicht oft 
genug der Welt zeigen daß wir hinter dem . ſtehen, hinter der 
auswärtigen Politik, welche der Welt zu ihrem Erſtaunen gezeigt hat, daß 
85 ne nee Deutihe Reich ein Reich des Friedens iſt und ſein ſoll. 
Beifall.) 

In namentlicher Abſtimmung wird das Amendement Mar⸗ 
quardſen mit 179 gegen 120 Stimmen angenommen. Die Fractionen 
ſtimmen geſchloſſen: mit Ja die Nationalliberalen, die deutſche Reichspartei, 
die Conſervativen, die Abgg. Löwe und Schmidt (Stettin); mit Nein die 
Fortſchrittspartei, das Centrum, die Abgg. Berger, Kreuz, Baumgarten, 
Sonnemann und Reimer (der einzige im Hauſe anweſende Socialift). 

$ 361 zählt in 8 Nummern diejenigen Uebertretungen auf, welche ohne 
Angabe der Zeitdauer mit Haft beſtraft werden. Die Regierungsvorlage 
ſchlaͤgt por, als Nr. 9 hinzuzufügen: „wer Kinder oder Perſonen, welche 
jeıner Gewalt und Aufſicht untergeben ſind und zu ſeiner Hausgenoſſenſchaft 
gehören, von der Begehung ſtrafbarer Verletzungen der Zoll⸗ oder Steuer⸗ 
geſetze, oder der Geſeze zum Schuß der garten der Feldfrüchte, der Jagd 
oder der Fiſcherei abzuhalten unterläßt. Die Vorſchriften dieſer Geſetze über 
die Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Geldſtrafen oder anderen Geld: 
leiſtungen werden hierdurch nicht berührt.“ 

Abg. Frhr. v. Rabenau will die Faſſung folgendermaßen ändern: „Wer 
Kinder oder andere, unter ſeiner Gewalt ſtehende Perſonen, welche ſeiner 
Aufſicht untergeben find und zu feiner Hausgenoſſenſchaft gehören, von der 
Begehung u. ſ. w. (wie in der Vorlage). den Fällen der Nummer 9 
kann ſtatt der Haft auf Geldstrafe bis zu 150 Mark erkannt werden.“ 

Abg. v. Schwarze beantragt, binter den Worten „zu ſeiner Haus⸗ 
genoſſenſchaft gehören“ einzufügen: „von der gewohnheitsmäßigen 
dene von Diebftählen an Ge ‚enftänden, welche ohne be⸗ 
ſondere Verwahrung der öffentlichen Sicherheit zu werden 


vfl, ſowie“. . . g 

bg. Dr. von Schwarze verweiſt auf das gegenwärtig faſt in allen 

Gebieten des Reichs conſtatirie Ueberhandnehmen der Verübung von Forſt⸗ 
reveln durch Kinder, deren Alter die Strafverfolgung ansſchließt. Viele 


andwirthe erklären geradezu, daß ſie ſich nicht mehr Ir ſchützen vermögen 
egen die jungen Holzdiebe, welche gegenwärtig die ſtehenden Gaſte ihrer 
Wälder find, Es üt unzweifelhaft, dab nur in den wenigſten Fallen dieſe 
Kinder aus eigenem Antriebe handeln, ſondern daß ſie meiſt von ihren Eltern 
und Angebörigen zur Verübung der Holzviebſtähle benutzt werden, eben weil 
fie nicht beſtraft werden können. Auch falls eine ſolche Anſtiſtung nicht vor⸗ 
liegt, trifft die Haupiſchuld an den gegenwärtigen Mißſtanden die Eltern 
oder die Herrſchaft der Kinder, weil dieſe eben die nicht erforderliche Auſſicht 
auf die in ihrer Hausgenoſſenſchaft ſtebenden Kinder verwenden. Der Ge» 
danke der Regierungsvorlage ſei daher ein richtiger, dagegen die Faſſung 
feines Amendements, in welches er übrigens den Zuſatz des von Rabenau 
ſchen Antrages aufnimmt, ungleich präciſer und daher der Regierungsvorlage 
vorzuziehen. Abg. Frhr. Nordeck zur Rabenau ſchließt ſich dieſen Aus: 
führungen im Wejentlihen an. — n (Crefeld) verkennt 
nicht, daß das Ueberhandnehmen der Anſtiftung von Kindern zu Diebstählen 
die eigenen Eltern eine Calamität ſei, iſt aber der Meinung, daß dem mit 
dem Strafgeſetz nicht wird abgeholfen werden können, weil die hier mit Strafe 
bedrohte Unterlajjung der Abhaltung gar nicht nachweisbar iſt, wenn der 
Polizeirichter ſich nicht mit den Einzelheiten des Familienlebens vollkommen 
vertraut macht. Außerdem find in den unteren Ständen die Eltern in vielen 
Fallen wirklich nicht in der Lage, ihre Kinder zu beaufſichtigen, weil fie aus⸗ 
wärts nach Arbeit geben müfjen. Man bat das Bedürfniß der Beaufſichti⸗ 
gung der Kinder ſolcher Eltern dadurch anerkannt, daß man ihnen an vielen 


Orten Gelegenheit gegeben hat, ihre Kinder in Kindergärten zu ſchicken; an 
anderen iſt dies nicht möglich. 
viel zu weit. 


Die vorgeſchlagene Abänderung gehe daher 
Reichskanzleramte⸗Director v. Amsberg macht darauf aufmerkſam, daß 


Lasker giebt dem Rabenau'ſchen Amendement vor dem feines Er⸗ 
achtens zu weit gehenden en von Schwarze den Vorzug. Das Bedürf⸗ 
niß einer Abänderung des Strafgeſetzes erkennt er an, weil in der That die 
Kinder in den meiſten Fällen von den Eltern nur vorgeſchoben werden, ohne 
daß ſich den Letzteren Anſtiftung oder Theilnahme nachweiſen laßt. Der 
Redner erinnert daran, wie zur Zeit des Beſtehens der Schlacht⸗ und Mahl⸗ 
ſteuer in Berlin in der Regel ein Knabe mit ſteuerpflichtiger Waare gewiſſer⸗ 
maßen als Opfer in den Steuerbezirk vorausgeſchickt wurde. Sobald der 
Steuerbeamte ſich daran machte, ihm nachzulaufen, ſtürmte die ganze Schaar 
der übrigen Steuercontrapenienten ungehindert binein. 

Abg. Struckmann (Diepholz) vn auf die Bemerkung des Abg. 
Reichenſperger, daß in ländlichen Kreiſen die Verhältniſſe der Familien in 
der Regel bekannt ſeien, der Polizeirichter daher nicht noͤthig babe, in das 
Familienleben einzudringen. h 

„Das Amendement v. Schwarze wird mit dem Nabenan’iden Zujag 
mit 126 gegen 124 Stimmen angenommen. 

Obne Debatte wird § 3664: „Wer die zum Schutze der Dünen und der 
Fluß⸗ und Meeresufer, ſo wie der auf denſelben vorhandenen Anpflanzungen 
und Anlagen erlaſſenen Polizeiverordnungen übestritt, wird mit Geldſtrafe 
bis einhundertfünfzig Mark oder Haft bestraft“ mit großer Mehrheit an⸗ 
genommen. Eben jo werden die 4 Artikel der Vorlage ohne Discuſſion 
genehmigt. 

Hiermit iſt die N erledigt. 

Die Sitzung ſchließt um 4% Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 
(Interpellationen Wiggers und d. Kardorff und Hilfstaſſengeſetz.) 


Berlin, 29. Januar. Amtliches. Se. Majeſtät der König bat dem 
Präſidenten des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, Dr. Herrmann zu Berlin, 
den Stern zum Rotben Adlerorden zweiter Klaſſe mu Eichenlaub verliehen. 

Se. Majeftät der König bat dem Ober⸗ und Corps⸗Aupiteur des 8. Armee⸗ 
Corps, Geh. Juſtizrath Leſer, dem Geh. Juſtizrath und Appellationsgerichts⸗ 
Rath Winters bach zu Paderborn und dem Superintendenten, Pfarrer 
Lucks zu Skaisgirren, im Kreiſe Niederung, den Rothen Adlerorden dritter 
Klaſſe mit der Schleife und dem Gymnaſial⸗Oberlehrer a. D. Bees low zu 
Berlin den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe verlieben. 

Se. Majeſtät der König bat dem Kreisgerichts⸗Secretär Bukes in Brakel 
bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Canzleirath; und 
dem Fabrilbeſitzer Carl Eouard Rumpf zu Bleiche, Kreis Wolmirſtedt, den 
Charakter als Commercienrath verliehen. 

Der Kataſter⸗Secretär Snetblage zu Potsdam und der Kataſter⸗Con⸗ 
troleur Pohl zu Berlin ſind zu Steuer Inſpectoren ernannt worden. 

Der bisberige Pfarrer und commiſſariſche Kreisſchul ⸗Inſpector Pyilipp 
Salkowski in Thorn iſt zum Kreisſchul⸗Inſpector im Regierungsbezirk 
Marienwerder und der bisherige Progymnaſial⸗Lebrer und commitjariihe 
Kreisſchulinſpector Dr. ine eilig in Cleve zum Kreisſchulinſpector im 
Regierungsbezirk Duſſeldorf ernannt worden. Der Lehrer Ernit Krauſe it 
zum Gewerbeſchullehrer ernannt und an der Gewerbeſchule zu Saarbrücken 
angeſtellt worden. 8 j j 5 

Der Kreisrichter Siehr in Tilfit iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreis⸗ 
gericht in Angerburg und zugleich zum Notar im Departement des Appella⸗ 
tionsgerichts zu Inſterburg, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Angerburg, 
ernannt worden. Dem Appellationsgerichts⸗Ratb, Geheimen Juſtizratb 
Seeger in Stettin ist die Wi Dienſtentlaſſung mit Penſion ertbeilt. 
Der Appellationsgerichts⸗Rath Böhmer in Cöslin iſt geſtorben. Der Amts⸗ 
richter Hüpeden in Emden it zum Obergerichts⸗Aſſeſſor bei dem Ober⸗ 
gericht in Osnabrück ernannt. Der Kreisrichter Harraſſowitz in Cuſtrin 
it an das Kreisgericht in Frankfurt a. O. verſetzt. ˖ 

Zu Kreisrichtern ſind ernannt: der Gerichts⸗Aſſeſſor Schulte bei dem 
Kreis⸗Gericht in Paderborn mit der Function als Gerichts Commiſſar in 
3 —. der Gerichts⸗Aſſeſſor Baumm bei dem Kreis Gericht iu 

nowrazlaw, der Gerichts⸗Aſſeſſor Friedberg dei dem Kteis-Gericht 
in Spandau und der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. air bei dem Kreis: Gericht 
in Angermünde mit der Function bei der Gerichts⸗Deputation in Schwedt. 

n Amtsrichtern find ernannt: Der Gerichts⸗Aſſeſſor Gelhard und der 

erichis⸗Aſſeſſor Hatzfeld bei den Amtsgerichten in Gladenbach. Dem 
Kreisrichter Gieſe in Berlin und dem Amtsrichter v. Alten bockum in 
Amöneburg iſt behufs Uebertritts zur allgemeinen Staatsverwaltung die 
nachgeſuchte Dienſtentlaſtung ertheilt. Der Staatsanwalt Wiens in S 
furt iſt et Der Staatsanwalts⸗Gehülfe Beeck in Flensburg ıjt in 
gleicher Amtseigenſchaſt an das Kreisgericht in Altona verſetzt. (Reichsanz.) 

[Schließung eines Vereins.] Durch Erkenntniß des biefigen 
Kgl. Stadtgerichts vom 22. Januar iſt die Schließung der hieſigen 
Mitgliedſchaft des „Vereins für Sattler und Berufsgenoſſen“ ausge“ 
ſprochen worden. 


Berlin, 29. Januar. [Der Verleumdungsproceß wider 
den Redacteur der „Deutſchen Eiſenbahnzeitung“.] Die heutige 
Sitzung wird um 10% Uhr durch den Stadt⸗Gerichts⸗ Director Reich als 
als Vorſitzenden eröffnet. Es wird ſofort mit den Plaidoyers begonnen und 
nimmt zuerſt das Wort a 

Staatsanwalt Simon v. Zaſtrow: So dankenswerth es auch iſt, wenn 
die Preſſe ihre Feder dazu leiht, die Verwerflichkeit des Gründerthums ans 
zugreifen, jo muͤſſen dieſe Angriffe doch aus lauteren Motiven hervorgehen. 
Wenn man aber ſieht, daß dabei Racheluſt zu Grunde liegt, um dabei ein 
gutes pecuniäres Geſchäft zu machen, fo erfordern die öffentlichen Intereſſen 
das Einſchreiten dagegen don Amtswegen. So liegen die Sachen bei dem 
Mitangeklagten Heßling, der eigentlich ſchöpferiſchen Seele, der dem Ange⸗ 

ellagten Geblſen das Material für die Veröffentlichung zur Dispoſition ges 
Be hat. Der Angeklagte iſt nicht für intakt zu erklären, der Zeuge Troſchel 
iſt von Gehlſen zum Director Ottermann abgeſchickt worden, um Letzterem 
mitzutheilen, daß er im Bureau des Gehlſen den Bürltenabzug eines 
Schmaäbartikels gegen die R. E.⸗G. geſehen habe, und es ſei anzunehmen, 
daß Gehlſen damit einen pecuniären Vorbei habe erzielen wollen. Es ſei 
doch die Frage aufzuwerfen, wie ſonſt der Artikel in die Hände des Otter⸗ 
mann gekommen iſt, und welcher Fremde ein Intereſſe daran haben konnte, 
dem Ottermann den Artikel zuzuſchicken. Wenn es dem Angeklagten darum 
zu thun war, kraſſes Gründertzum zu geißeln, ſo war die Wahl 
eine ſehr ſchlechte. Die R. E.⸗ G. bat nicht auf die Taſchen 
der Leute ſpeculirt, ſondern ſie hat in hohem Staats⸗ 
Intereſſe gehandelt, indem ſie dreiundpſechszig Millionen Thaler 
dem deuiſchen Capital zu retten ſuchte. Das Anklagematerial zerfalle in zwei 
Kategorien, erſtens liegt eine Wortbeleidigung nach § 185 des Strafgeſetz⸗ 
buches vor. In den Artikeln wird von Räubern, Dieben zc., überhaupt in 
derarligen Ausdrücken geſprochen, wie ſie in guter Geſellſchaft nicht erlaubt 
find, und welche die Preſſe nicht zulaſſen dürfe; eine Berurtheilung nach 
$ 185 wird alſo unzweifelhaft zu erfolgen haben. Der Angeklagte iſt aber 
auch nach $ 186 des Strafgeſeßbuches zu beſtrafen, weil er Perſonen der 
offentlichen Verachtung preisgegeben bat. Wenn man mit ſolcher Hart⸗ 
näckigkeit und Dreistigkeit, wie der Angeklagte, in die Lärmtrompete ſtößt, fo 
ift zu erwarten, daß der Angeklagte ſulminante Beweiſe dafür in Händen 
haben muß. Nun hat aber der Gable z Heßling gar keine Beweise 
beigebracht, während der Angeklagte Gehlſen ſich hinter der kläglichen Aus⸗ 
rede verſteckt, das Material Par die Rumäniſche Eiſenbahngeſellſchaft von 
eßling erbalten zu haben. Drei von dem Angellagten behauptete Punkte 
al derſelbe ſchon in der Vorunterſuchung nicht unter Beweis ſtellen können, 
er hat fi der Beweislaſt entzogen und iſt deshalb für ſchuldig zu erklaren. 
Einer dieſer Punkte iſt die Behauptung des Angeklagten, daß der Auſſichts⸗ 
rath die Vermögenslage der Geſellſchaft verdunkelt habe unb die Geſellſchaft 
creditlos machen wollte. Die Denunciation des aus dunklen Exiſtenzen ber 
ſtehenden Schußvereins zu Bukareſt iſt nicht ſubſtantürt und behauptet die“ 
ſelde uur, daß 1872 eine falſche Bilanz gezogen ſei. Dieſe Der 
nunciation iſt durch die Vernehmung des Sachverſtandigen auch für 
eine Lüge erklart worden. Ferner wird noch gegen den Auſſichtsrath 
der Vorwurf erhoben,. die Geſellſchaft creditlos haben machen zu wollen. © 
wird den Leſern in den Artikeln weiß gemacht, daß die Bahn bereits fertig 
geſtellt war, während man eben = in dem Bau begriffen war. Der Auf⸗ 
ſichtsrath ſoll ferner den übermäßigen Zinsfuß von 8 Procent genommen 
haben; es iſt dies der übliche Procentſa, welchen Banquiers zu re 
gewohnt find. In Rumänien hat ſelbſt die Regierung achtprocentige Staa 
1 — ausgegeben, deren Couts pari nicht üderſteigt. Der Zins fuß er 
rocent muß für mäßig gehalten werden und es fei dem Zeugen wre 
pollſtandig zu glauben, wenn er erklärt, daß die Disconto-Öejellihaft en 
Bleichröder nur ſehr unwillig die erſten Vorſchüſſe geleiſtet haben. An — 
Geldinſtitute wollten, weil ſie ihr Geld nicht riskiren mochten, nichts . 1 
eben, und ſo nahmen ſich die a en ae und Bleichröder 2 
ſahrdeten Inſtiluts an um daſſelbe lebensfähig zu erhalten. Die cht er⸗ 
weiſt noch 4 Punkte auf, welche der Ang klagte in allen Theilen au ei — 
hält. Einer derſelben ift der, daß die Geſellſchaft mit frivolem den Bor. 
einen zu hohen Preis für die Bahn gezahlt habe. Aus dem lichtdo 
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Fand a em der Staatsanwalt eine ftrafbare 
Un ung inſofern, als dem Fürſten Bismarck der Vorwurf der Tücke und 
Ar nrrechtigkeit: in Bezug auf den Grafen Arnim gemacht werde. Im zweiten 
nt liege die Beleivigung darin, daß gejagt wird, die b Delbrück 
Anm l apbanfen benutzten den Reichskanzler als Sündenbock. Der Staats⸗ 
delt ala ſtellt darauf den Antrag, den Angeklagten Gehlſen wegen wieder⸗ 
3 Beleidigung des Aufſichtsrathes der Rumäniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaſt 

ee Anbetracht der Hartnäckigkeit und Schwere der Vorwürfe zu einer 
a ugnißſtrafe von 5 Monaten und wegen Beleidigung des Reichs⸗ 

ers zu einer ſolchen von 3 Monaten zu verurtheilen. Der Staats: 


nwalt f } 
mäßigen Antrag, dieſe Geſammtſtrafe auf ſechs Monate zu er 


Der Vertbeidi i i 
ger, Rechtsanwalt Munckel, beſtreitet zunächſt, daß die 
macht der Beleidigung des Fürſten Bismarck irgendwie zu erkennen ſei, 
mehr leuchtet aus dem Artikel hervor, daß der Angeklagte den Reichs⸗ 
8 abe glorificiren wollen. Den Ausdruck Sündenbock halte er für 
eleidigung, da auch der mächtigſte und intelligenteſte Mann ohne ſei⸗ 


ne x 
8 Auch in dem zweiten 


Aritel den zum Sündenbod gemacht werden könne. 
gegriff babe der Angeklagte die perſönliche Ehre des Reichskanzler nicht an⸗ 
geihäfe da es doch Thatjade ſei, daß der Reichskanzler eine Anzahl Reichs⸗ 
find de in Varzin beſorge, die in Berlin am Sitze des Kaiſers zu erledigen | 
Eiſen h Übers liege die Sache bei den Beleidigungen gegen die rumäniſche 
beleid ahn⸗Geſellſchaft. Er könne ohne Weiteres zugeben, daß eine Wort⸗ 

igung vorliegt und auch die Beweiſe nicht in dem Maße durch die Ver⸗ 


andlungen efü 1 4 Vie 
rt find, wie der Angeklagte dieſelben beibringen wollte. 
Zunachſt mie — a daß die Anfinuation, wonach der gen 
ehlſen 


aus Geldräckſi i i 
j ſichten und ſchmmutzigen Intereſſen gehandelt habe, bei } 
Aan mtreſßen wären Dielen vorhanden, fo hätte der Staa isanwalt eine 
in lage wegen Erpreſſung erheben müſſen. Es ſteht ſeſt, daß Herr Troſchel 
Dr indigcreter Welſe und nicht im Auftrage Geblſen's den Artikel dem 
„Sttermann mitgetheilt habe. Es ift durch nichts indicirt, daß Gehlſen 
auf Troſchel einen Auftrag ertheilt habe. Waren die Ergebniſſe der Beweis 
no nahme ſebr beſcheidene, jo iſt doch einiges von Wichtigkeit con ſtatirt 
den . Nach der Ausſage des Zeugen Riem habe die Geſellſcha ft 
Ma Strousberg die Bahn in ungewöbnlich kurzer Friſt übernommen. 
würd wußte nicht, ob man den Werth, den man dafür gab, wiedererlangen 
Jem . Man machte mit einem Worte ein gewagtes Geſchäft. Wenn 
* mit eigenen Mitteln ein ſolches gewagtes Geſchäft uniernehme, jo 
no e ihm Niemand etwas vorwerfen. Allein mit fremden Mitteln unter 
mien, übernehme man die große moralische Verantwortlichkelt für das 
mereſſe der Ackionäre zu forgen. an müſſe ſich immer in die Seele des 
nennen Actionärs bineindenten, der ſich nach allen Vorgängen ſagte, ob es 
0 dt beſſer geweſen wäre, von dem Unternehmen ganz fern zu bleiben, um 
hi mehr, da die Actien immer bedeutender im Couts zurüdgingen. Wie er 
Vöre, klage einer der Actionäre, der nicht converlürt habe, die volle Summe 
um Executionswege ein. Bleichröder und die Discontogeſellſchaft haben an⸗ 
Kanglich Vorſchüſſe zu 10 pCt. zu einem wohl in Rumänien, aber nicht in 
eutſchland üblichen Zinsfuße geleiſtet. Die Actionäre ſchöpften um fo 
Voberen Verdacht gegen die Discontogeſellſchaft und Bleichröder, als deren 
berſchelltelung eine immer unerträglich ſchiefere wurde. Auf den General: 
Gegen wurde alles durch den Aufſichtsrald kevormundet, die 
— deerſammlungen batten keine Autorität. Es iſt kein Wunder, 
Widerſ ort die Beſchluſſe mit Einſtimmigkeit gefaßt wurden und kein 
er bruch auftrat, da der eine Actionär den 24,000 Stimmen gegen: 
Slantobumachtig war. So wenig auch der Geſellſchaft vom ſuriäſſchen 
5 — aus ein Vorwurf gemacht werden kaun, jo muß man 
die bog zumer in die Seele derjenigen Actionäre hineinverſetzen, die 
er Es Procente zahlen mußten und die ganze Sache für nicht ganz in 
gegan . nung hielten, die Actionäre wußten effecliv nicht, was vor⸗ 
ie ui war, und es entſtand eine gewiſſe Gährung, die dulch 
neue mlaufenden mit Strousbergs Namen verknüpften Gerüchte 
ſtaltgeh brung fand. Hätten die Actionäre damals Kenntniß von den jetzt 
andere Se Prozeßverhandlungen gehabt, dann würden ſie vielleicht eine 
des Zeu altung eingenommen baben. Trotz aller Achtung vor der Autorität 
daß mal u. Yuftizraid Riem könne er den Grund nicht für ftihhaltig halten, 
gedauert den Prozeß deshalb nicht angeſtrengt habe, weil derjelbe zu lange 
8 1 — man von Sttousberg nichts herausbekommen hätte. Da die 
war es gut 80 etionäre in der Generalverſammlung nicht laut werden konnten, fo 
Sie an Aer Stimme jo laut ſchrie, dis der Staatsanwalt fie hörte: Da die 
traf aa et ſich um häuslichen Zank nicht kümmert, jo mußte etwas 
zum Dig een werden, wie Gehlſen es gethan hat. Gehlſen hat ſich nur 
gegen die 244 derjenigen Wünſche gemacht, die in der Generalverſammlung 
ür ein derbes Summen nicht aufkommen konnten. Daß dieſe Rufe, die 
mantariſch Erl, Publikum berechnet waren, öfter über die Grenze des parla⸗ 
börten nun N binausgingen, müfle zugegeben werden, aber ſie ge: 
ähnlichen al zur Tagesordnung, nachdem der Abgeordnete Lasker mit 
hab Der beklagten in parlamentariſcher Form den Anfang gemacht 
ung wenig, = u babe den Aufſichtsrath keiner unmoraliſchen Hands 
Staatsanwalt selbst als eintegen deſſen Stellung zu Felde Aare die der 
dieſe Artikel nicht aus ne Ihiefe bezeichnet abe. Der Angeklagte babe 
balber der Intereſſen der Aden geſchrieben, ſondern ſich dez guten Zweckes 
585 iſt mil dieſer Verbale ahne Vortheil angenommen. Der gute 
ctien der rumäniſchen Gſſenbahn ald, und werden in Folge derſelben die 
ee 0 den Angell 8 N 5 
reizuſprechen und wegen en Beleidigung des Reichskanzler 
1 eleidigung gegen die R. E.⸗G. zu einer Geld: 


falſche x 
ertn 
g i mir von 5 i 
yon zugeſtellt worden, ich habe die Mittheilung dag Abel. Mace, 
dalten bel iſt öfter zu mir auf 
üureau gekommen und hat dort mit meinem Bur u: 
1 i en Son den r it 10 5 e e viel über 
5 iedene Fahnenabzüge an Strous berg, die Gothaer i 5 
Nabe worden. Ju der Druckerei befand ſich eine Anzahl De Per 28 
ſchwerd Daßſeiner davon den Weg zu Ottermann genommen 


Ale Bere raſe, wie fie je ein Gerichtöhof dictiren könne, Jemanden ohne 


iſe eine fo unebrenhafte Handlung vorzuwerfen, der ſich mit ſeiner war die Anſtellung eines 


lie durch ein arbei i : 
itsvolles Leben bindurchgeſchlagen und noch in dürfs 
8 bahn e lebt. Es iſt ein eigentbümliches Ding, ſich i 


g.“ find von mir] Vermögen der Anſtalt beträgt 13,847 M. 


j . als Retter] möglich werd 
en Capitals binſtellen zu wollen, während man daſſelde, ten Geldgeſchäfte abzunehmen. D 


ie durch 8 und die Disconto⸗Geſellſchaft geſchehen, ruinirt. 
ellſchaften, die leine Zinſen geben, begegnet man dem 

R. E Dieſelden Leute haben die Dortmunder 
Union, bei der 28 Millionen Thaler Capital verloren gegangen find, und 
die Laurabütte gegründet; jetzt, wo das Schiff im Sinken begriffen iſt, 
ſuchen ſich die Abgg. Miquel und v. Kardorff ſo gut wie möglich aus der 
Affaire herauszuziehen. Die R. E.⸗G. iſt eine eigentliche Sn inn 
dem Schwager Hanſemann's, Geh. Commerzienrath Ravens, bat man zu 
bohen Preiſen die Eiſenlieferung übertragen; Miniſter Delbrück hat den 
Schwager Ravens's, Legationsraih v. Kuſſerow, als Geſchäftsträger in 
Bukareſt ernennen wollen, dieſe Ernennung iſt aber in letzter Stunde durch 
den Reichskanzler unterblieben. In der letzten Zeit iſt es Mode geworden, 
Männer, die mit der heuligen politiſchen Majorität nicht einverſtanden find, 
in verleumderiſcher Weile zu berunglimpfen, fo bat die „Nationalzeitung“ 
mich in der vorgeſtrigen Nummer auf eine infame Weile des Expreſſungs⸗ 
verſuches bezichtigt. (Präſident Reich unterbricht den Angeklagten mit der 
Bemerkung, dieſer werde wobl nicht annehmen, daß das Richtercollegium 
auf derartige Zeitungsnotizen Rüdfiht nehmen werde). Der Ang klagte 
ſchließt mit folgenden Worten: Ich muß zugeben, daß die Ausdrücke in 


meinen Artikeln nicht immer gut gewählt waren. Was ich geſchrieben, iſt 


Kinderſpiel gegen dasjenige, was den Herren in der Generalverfammlung 
gejagt worden iſt. Dieſe dort gefallenen Aeußerungen find gar nicht druck⸗ 
fäbig, ich babe jo laut gerufen, daß die Actionäre mich gehört baben. 
Wenn ein Mann in der hohen politiſchen Stellung des Abg. Miquel hier 
erklärt, er wiſſe nichts von den n Anleihe» Operationen, 
dann hat das deutſche Publilum ſein Capital in ſchlechte Hande gelegt. 
(Gegen dieſe Inſinuation iſt noch einmal hervorzuheben, daß der Abgeordnete 


Miquel ausdrücklich erklärt hat, wäbrend der Anleiheoperationen gar nicht 


in Berlin geweſen zu fein.) Der Präfivent erklärt, daß Donnerſtag Nach⸗ 
mittag 2 Uhr das Urtheil verkündet werde. 

Köln, 29. Januar. [Die fällige engliſche Poſt,] aus Lon⸗ 
don, den 28. d. früh, planmäßig in Köln um 11 Uhr 35 Minuten 
Abends, iſt ausgeblieben. Grund: Entgleiſung bei Tirlemont. 


Oeſterre ich. 2 
eft, 28. Januar. [Franz bon Deal,] der greife ungariihe Patriot, 
eute bier verſchieden, wurde am 13. October 1803 zu Kihida im Szala⸗ 

der Comitat, dem Stammgute ſeiner zur katholiſchen Confeſſion gebörenven 

1 — 10 geboren. Nach Vollendung rechts: und ſtaatswiſſenſchaftlicher 

tudien auf der Akademie zu Raab, lenkte er durch feine Berediſamkeit bei 
den Comitatsverhandlungen die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich und 
wurde daher für die Jabre 1832—36 in den ungariſchen Reichstag gewählt 
wo er bald die Führung der Opposition übernahm, die er auch auf dem 

Reichstage von 1839—40 beibehielt. Später veranlaßte ihn die Feindſelig⸗ 

keit der Adelspartes, welche er durch das von ihm mit Koſſuth vertretene 

8 der Beſteuerung des Adels gegen ſich aufgebracht hatte, von einer 

iederwabl für den Reichstag von 1843 abzuſtehen. Erſt die März⸗Ereig⸗ 
niſſe von 1848 riefen ihn wieder in die poluiſche Arena, wo er ſehr bald 
eine hervorragende Rolle ſpielen ſollte. Unter dem conſtitutionellen Miniſte⸗ 
rium Batthyanyi ward Deak Juftizminifter und ſuchte in dieſer Stellung 
das ungariſche Juſtizweſen von Grund aus zu reſormiren. Nachdem ſeine 

Bemühungen mit Oeſterreich einen friedlichen Ausgleich zu ermöglichen, ge- 

ſcheitert waren und Koſſuth die Leitung der Geſchafte übernahm, legte er im 

September 1848 fein Portefeuille nieder. Er war Mitglied der Deputation, 

welche Ende 1848 an den gegen Ungarn heranrückenden Fürſten Windiſchgrätz ab⸗ 

geſchickt wurde. Als dieſe Miſſion erfolglos ausgefallen, zog er ſich ins Privatleben 
zurück, aus dem er erſt nach dem Octoberdiplom von 1860 hervortrat, um im Sinne 
der Verſöhnung und Mäßigung zu wirken. Im März 1861 wurde er von 

Peſt zum Reichstagsabgeordneten erwählt und ſeit dieſer Zeit war er uner⸗ 

müdlich thätig, das Verhältniß Uugarns innerhalb der Geſammtmonarchie 

u einem für beide erſprießlichen zu geſtalten. Er war die Seele der im 

ahre 1867 zwiſchen den beiden Hälften der Monarchie geführten Ausgleichs⸗ 
verbandlungen. Nachdem er im Februar 1867 vom Kaiſer Franz Joſeph 
nach Wien berufen und dem Monarchen fein Programm vorgelegt hatte, 
galt der Ausgleich für geſichert, der dann im December 1867 ſeine geſetz⸗ 
liche Sanction für beide Hälften der Monarchie erhielt. Als im Mai jenes 

Jahres Koſſuth wegen dieſes Ausgleichs einen Brief voll ſchwerer Vorwürfe 

an Deak richtete, den die Blätter der Linken abdruckten, wurde dem großen 

Patrioten bei ſeinem Erſcheinen im Unterhauſe eine glänzende Ovation 

bereitet. Berühmt iſt ſeine Antwot, welche er auf eine Dank⸗Adreſſe von 

200 Peſter Stadtrepräſentanten ertheilte, die ihm den Dank der Nation für 

den neu beſiegelten Ausgleich ausdrückte. „Wir bedürfen der Mäßigung, 

erwiderte er u. A., und müſſen zwiſchen Wünſchen und Wollen unterſcheiden. 

Uns iſt Oeſterreichs Beſtand ebenſo nothwendig, wie Deiterreich der unſrige.“ 

Das Leben Deaks war von da ab mit dem politiſchen Leben Ungarns jo 

innig verwebt, daß es eine Geſchichte Ungarns ſchreiben hieße, wollte man 

die fernere 1 Wirkſamkeit dieſes großen Patrioten in einem Charakter 
ilde zur Anſchauung bringen. 

Heft, 29. Januar. [In der heutigen Sitzung des Ober⸗ 
hauſe s] hielt der Präſident Mailath zu Ehren Deaks einen Nachruf. 
— Die aus Mitgliederndes Unterhauſes und des Ausſchuſſes des Munici⸗ 
piums beſtehende Commiſſton hat in einer Conferenz, welcher mehrere Mi⸗ 
niſter bewohnten, beſchloſſen, daß die Leichenfeler Deak's auf Koſten des 
Landes am 3. Februar um 11 Uhr ſtattfinden ſoll. Die kirchlichen 
Ceremonien wird der Fürſt⸗Primas von Ungarn, Cardinal v. Simor, 
event. der Erzbiſchof v. Haynald oder Erzbiſchof Samaſſa vornehmen 
und Ghvezy die Trauerrede halten. Die Aufbahrung der Leiche fol 
im Afademiepalafte erfolgen. 

eſt, 30. Januar. [Der Kaiſer!] hat unter dem geſtrigen Tage 

folgendes Handſchreiben an den Minifterpräfidenten Koloman v. Tisza, 
erlaſſen: „Das Ableben Deak's erfüllt das Land mit großer Trauer. 
Auch ich bin tief ergriffen und es drängt mich auszuſprechen, wie auf⸗ 
richtig ich den allgemeinen Schmerz theile, wie ſehr auch ich den Ver⸗ 
luſt dieſes Mannes beklage, der, fein ganzes Leben dem allgemeinen 
Wohle weihend, durch ſeine Treue für den Thron und das Vaterland, 
durch die leuchtende Reinheit feines Charakters und durch feine Bürger: 
tugenden des Vertrauens und der Liebe feines Fürſten wie feiner Mit: 
bürger in großem Maße würdig war. Seine ſtaatsmänniſchen Ver⸗ 
dienſte wird die Geſchichte verewigen. Sein Ruhm wird im Lande 
und über deſſen Marken hinaus fortleben. Sein Andenken wird ges 
ſegnet ſein. Meine dankbare Anerkennung folgt ihm ins Grab, für 
welches ich dieſen Kranz überſende.“ 


Provinzial- Beitung. 


Breslau, 31. Januar. [Abgeordneten⸗Wahl.] Das 
Mandat des bisherigen Abgeordneten für den Wahlbezirk (Landkreis) 
Breslau⸗Neumarkt, Herrn Grafen zu Limburg⸗Stirum, iſt er⸗ 
loſchen. Die Erſatzwahl iſt auf den Schalt⸗Tag, Donnerstag, den 
24. Februar, anberaumt. 

Bilſe.] Wie der „Liegn. Anz.“ meldet, ſoll dem königlichen Muſik⸗ 
Director B. Bilſe durch das Reichskanzleramt die ehrende Einladung zu⸗ 
gegangen ſein, mit einem Orcheſter in Philadelphia wahrend der inter: 
nationalen Weltausſtellung eine Zeit lang zu concertiren. 


8 Bunzlau, 28. Januar. [Die biefige Bürger- Unterſtützungs⸗ 
und Rettiungs⸗Anſtalt,] welche nun ſchon ſeit 35 Jahren überaus ſegens⸗ 
reich thätig geweſen und für den Klein⸗Gewerbe⸗ und Handelsſtand fait un: 
entbehrlich geworden iſt, hat auch in dem verfloſſenen Jahre ihre Aufgabe 
erfüllt und ibren Wirkungskreis erweitert. Aus der Kaſſe der Anſtalt em⸗ 
pfingen 527 Perſonen Darlehen im Geſammtbetrage von 55,734 M. Trotz 
der ungünftigen Zeitverhältniſſe hat die Anſtalt keinen Verluſt erlitten und 
nur in einigen Fällen mußten die Bürgen für inſolvente Schuldner Zahlung 
leiſten. Die Rückzahlungen erfolgten freilich in vielen Fällen nicht pünktlich, 
wofür der Umſtand Zeugniß ablegt, daß nicht weniger als 533 ſchriftliche 
Erinnerungen an Schuldner und Bürgen erlaſſen werden mußten. Das 

Das Amt eines Dirigenten hat 
ſeit dem 1. December v. J, Herr C. A. Voigt übernommen. — Die letzte 
Stadtverordneten⸗Verſammlung beſchäftigte ſich mit der projectirten Re⸗ 


der 


bat. Es iſt eine organiſation der ſtädtiſchen Forſtberwaltung. Zweck derſelben war, 


eine ſchärſere Controle in der Verwaltung des Forſtes herbeizuführen. Dazu 
Baer der zugleich a au a 

orſt⸗Nebenkaſſe verwalten ſollte, in Ausſicht genommen, wodurch auch allein e 
Are ji follte, dem Unterförſter alle bisher für die Forſtkaſſe beſorg⸗ 


ie Verſammlung genehmigte jedoch die! bis 33,75, Farin, dio. 


beantragten Gelder zu des B nicht. Damit iſt 
zugleich die Aae, eee Kereknite on unmöglich gewor⸗ 
den u und u rbeitung ver Drenitimitruchionen, 
— — 2” Kaſſenordnung von Seiten des Magiſtrats⸗Dirigenten vergeblich 
erfolgt. 


S Löwen, 30. Januar. [Kirchliches. — Diebſtahl.] Neulich wurde 
in unſerer Gemeindevertretung ein wichtiger Beſchluß derbeigeführt. Wir 
leiden namlich bier an dem großen Uebelſtand, daß außer den eingepfarrten 
Gemeinden ſich noch 4 Gaſtgemeinden zu unſerer Parochie halten, die wohl 
an allen Rechten, aber nicht allen Pflichten der Eingepfarrten theilnehmen. 
In Folge deſſen glaubte der Gemeindekirchenratb, daß die Gaſtgemeinden bei 
der Repartition der aus dem Neubau unferer Orgel entſtandenen Koſten zu 
gleichen Theilen mit den Eingepfarrten beranzuzieben ſeien, während fie nach 
den Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts nur den vierten Theil zu 
leiſten haben. Die Regierung aber entſchied, daß dies nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der gaſtweiſe zugeſchlagenen Gemeinden geſchehen könne, welche 
letztere, wie anzunehmen ſei, gar nicht gehört feien, da dieſelben nach der 
Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung in der Regel in der Gemeindever⸗ 
tretung gar nicht vertreten ſcien. a nun aber gleichwohl den Gaſt⸗ 
gemeinden nach der letzten Wahl im Gemeinde⸗Kirchenrath eine und 
in der Gemeindevertretung 10 Stimmen eingeräumt worden find, 
jo beſchloß die Gemeindevertretung mit 21 gegen 11 Stimmen 1) den 
Gaſtgemeinden das active und paſſive Wahlrecht zu entziehen; 2) bei 
Vermiethung der Kirchenplätze den Eiſgepfarrten jeden Vorzug zu gewähren, 
und zwar in beiden Fallen jo lange, bis die Gaſtgemeinden ſelbſt 
die Einpfarrung nachſuchen würden. Der letzte Puakt dürfte beſonders die 
Gaſtgemeinden ſehr unangenehm berühren, da ſie dann leicht den doppelten, 
wenn nicht den dreifachen Satz zu entrichten haben würden. 
In unſerer katholiſchen Kirche wurde neulich ein frecher Einbruch 
verübt, man plünderte den Gottes und den Peterspfennig⸗Kaſten, 
fand aber in beiden Behältern kaum 3 Mark an Geldmünzen. Da um die⸗ 
ſelbe Zeit in Loſſen und Brieg auf die nämliche Weiſe Kircheneinbrüche und 
Erbrechungen von Geldbebältern verübt wurden, ſo dürfte man auf eine 
Spitzbubendande ſchließen, die ſich in unſerer Gegend überall daſſelbe Ziel 
geitedt habe. 

[Notizen a. d. Provinz.] Görlitz. Der „Anz.“ ſchreibt: Herr Dr. 
Hartmann Schmidt, ſeit achtzehn Jahren unſer allverehrter Mitbürger, 
verläßt Görlitz. Er iſt nämlich vorgeſtern vom Magiſtrat zu Breslau 
zum Prorector und erſten Oberlehrer der Realſchule am Zwinger daſelbſt 
einſtimmig gewählt worden und hat ſich, wie wir hören, zur Annahme 
dieſer Stellung entſchloſſen. Der Verluſt dieſer ausgezeichneten Kraft für 
unſere Realſchule ſowohl, wie für die Stadt und ihr wiſſenſchaftliches und 
geſelliges Lebens iſt ſehr groß, und deshalb iſt es aufrichtig zu bedauern, 
daß unſeres Wiſſens gar keine Ausſicht vorhanden iſt, Herrn Dr. Schmidt 
ſeiner biefigen Stellung zu erhalten. 

+ Liegnitz. Der „Anz.“ meldet: Binnen Kurzem begeit der comman⸗ 
dirende General des V. Armee⸗Corps, Herr v. Kirchbach, ſein 50jabriges 
Dienſtjubiläum. Dem Vernehmen nach wird ihm bei dieſer Gelegenheit ein 
Ehrengeſchenk überreicht werden, zu deſſen Beſchaffung ſämmtliche Offiziere 
des Corps, von dem Diviſions⸗Commandeur abwärts bis zum Seconde⸗ 
Lieutenant, je einen Tagesſold beitragen. — Der Schluß der niederen 
Jagd findet, da ein kürzerer Termin von der hieſigen königlichen Regierung 
nicht feſtgeſetzt worden, nach der geſetzlichen Beſtimmung am 1. Februar ſtatt. 
FCC TVT 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗ Bureau.) 
Wien, 29. Jan. [Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſt⸗ 
bahn! betrugen in der Woche vom 8. bis zum 14. Januar 189,629 Fl., 
ergaben mithin gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine 
Mindereinnahme von 4141 Fl. 

Paris, 30. Jan. Bei der heute ſtattgehabten Senatorenwahl 
wurden in der Stadt Paris drei Candidaten der gemäßigt⸗republi⸗ 
kaniſchen Partei, de Freycinet, Tolain und Herold gewählt. Nach 
dieſen erhielten die größte Stimmenzahl Victor Hugo, Peyrat, Dietz⸗ 
monin, Louis Blanc und Oberſt Denfert. 

Paris, 31. Januar, Früh. Das bis Mitternacht bekannte Er⸗ 
gebniß der geſtrigen Senatorenwahl von 219 Gewählten iſt: 130, 
deren Wahl die Regierung zugeſtimmt hatte, 8 Bonapartiſten, 
für welche die Regierung ſich nicht intereſſirte, 63 Radicale oder Re⸗ 
publikaner, 15 vom linken Centrum. Von Miniftern find gewählt: 
Caillaux, Say, Meaux, außerdem Broglie, Gontaut⸗Biron. In Paris 
find gewählt Freyeinet, Tollain Herold, Hugo, Peyrat. Miniſter 
Buffet und Dufaure erhielten nicht die erforderliche Majorität. 

Paris, 30. Januar, Abends. Spätnachmittags⸗Boulevard⸗Courſe. 
Rente 105,47, Türken 19,35, Egyptier 321. Spät⸗Abendcours 
Rente 105,14. 

Kopenhagen, 29. Jan. Der König hat ſeine ausdrückliche Zu⸗ 
ſtimmung dazu ertheilt, daß der Reichstag 2 Monate über die im 
Grundgeſetze beſtimmte Dauer hinaus und zwar bis zum 29. März c. 
verſammelt bleiben ſoll. Es iſt das erſte Mal, daß der König von 
dieſem ihm nach dem Grundgeſetze zuſtehenden und ſeit 16 Jahren 
überhaupt nicht ausgeübten Rechte Gebrauch macht. 

Haag, 29. Jan. Nach einem aus Atchin hier eingegangenen 
Telegramm vom 24. d. M. haben ſich die Häuptlinge des Diſtriets 
Moͤkim bereit erklärt, ſich zu den ihnen geſtellten Bedingungen zu 
unterwerfen. 

Petersburg, 29. Jan. Der Generalgouverneur von Lieoland, 
Eſthland und Kurland, General⸗Lieutenant Fürſt Peter Romanowitſch 
Bagration, iſt heute hier geſtorben. 

Bukareſt, 29. Jan. Die Deputirtenkammer hat heute das vom 
Kriegs miniſter vorgelegte neue Rekrutirungsgeſetz mit einigen unweſent⸗ 
lichen Abänderungen angenommen. 4 

New-York, 29. Jan. Nach Meldung biefiger Blätter iſt auf 
Halty ein Aufſtand ausgebrochen und ſuchten die Aufſtändiſchen die 
Stadt Jaemel in ihre Gewalt zu bringen. Nach Nachrichten aus 
Kuba hatten die Inſurgenten ſich der Stadt Cienfugos bemächtigt und 
dieſelbe geplündert. 

Waſhington, 30. Jan. Im Repräſentantenhauſe iſt für nächſten 
Montag die Einbringung eines Antrags angekündigt, worin Präfident 
Grant um Mittheilung derjenigen Antworten erſucht wird, welche den 
im Auslande beglaubigten nordamerikaniſchen Geſandten von den bes 
treffenden ausländiſchen Regierungen in der Kuba⸗Angelegenheit ertheilt 
worden ſeien. 

Trieſt, 29. Jan. Der Lloyddampfer „Veſta“ iſt heute Nachmittag 1 Uhr 
mit der oſtindiſch⸗chineſiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien bier 69.300 P. 

Melbourne, 27. Jan. Der Dampfer „Mongolia“ nimmt 466,000 Pfd. 
Sterl. nach Europa mit. 

New:York, 29. Jan. Der Hamburger Poſtdampfer „Friſia“ ift geſtern 
Nachmittag 5 Uhr hier eingetroffen. 

Magdeburg, 29. Januar. [Zucker bericht. 8 Bei etwas 
mäßigerem Angebot dedangen die beliebteren beſſeren Marken Kornzucker 
circa 25 Pf. mehr Auch für Ablaufzucker machte ſich gewichtigere Stim⸗ 
mung bemerkbar ohne jedoch eine Preisbeſſerung herbeizuführen. Die ge⸗ 
ſammten Umſätze beziffern ſich auf circa 56,000 Ctnr. Raffin irte Zucker. 
Zu gut behaupteten vorwöchentlichen Preiſen gingen im Laufe dieſer Woche 
circa 60,000 Brode und circa 13,000 Cinr. gemahlene Zucker effectiv und 
auf Lieferung um. Syrup M. 2, 20 effectiv excluſive Tonne. 

Eryftallzuder I. über 98 pCt. M. 33,00 -35,25, dito. II. über 98 pet. 
M. 32,00 — 32,75, Kornzucker von 98 pCt. M. 30,50 — 30,75, dito. von 97 ver 
CC 

27,5 „ blond, „ M. 26,50, dito bellge BR, 
a 2350-2600, Yio aas 52 pet. M. — — Nadprobuct 89-94 

„M. 21,00 —24, r. » N : 
y 5 Bolten aus er Hand: Naffinade, ff. bis f. incl, Be ee 
e Arge ee M 65.4050, dio. IL. dio. 

3 ax . Raffi „ J. incl. 2 4 2 N 
M. 38.25-39.00, gem. Niels, I. bio. 34.00—35,25, dio. II. dio. Mt. 33,50 

Ni. 28,00 30,50, per 50 Kilo. 
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WERT, el-Cenrae. Eisenbahn-Stamm-Astien, teilen, wenn die Inventuraufnahme vollendet iſt. 40 N a Keen ver u betrslenzs 
e 4.5 Divid. pre 1874 f 1876/26, ER TR Fr at Se ntwerpen, anuar. mittags * * in. etro 
nen Let. K l b, Fanchen-Masrricne| ß | ja 1 Telegraphiſche Cvurſe und Börſennachrichten. Markt] (Schiußber cht.) Naffinirtes, Tope weiß, loco 34 bez. und Br. 
Paris 109 Frea. 8 T. 4 | 31.06 bz er 1 . — (Aus Wolffs Telegr. Bureau.) ver Januar 34 bez., per Februar 32% bez. 33 Br., per Marz 31% bez u 
Feter-h ac 1008 h. 3 ih 259.28 bz Berlin-Drosden . .| 5 = 3,30 ba Berlin, 30. Januar, Nachmittags 1 Uhr. 05 rivatperkehr.] Credit] Br., per April 31 Br. Feſt. . 
ie r TA e 0m e A he 20,30 br act en 338, 00 à 338, 50 à 338, 00, Franzoſen 519,50 & 520, 00 à 519, 50, Bremen, 29. Jan. Nachmittags. r (Schluß bericht.) Stan⸗ 
nne 172 bad Lombarden 197, 00 à 197 50, 1860er Looſe 115, (0, Silberrente —, —, dard white loco 13, 50 bez, vr. Januar 13, 50 bez., pr. Februar 15, 
— Berl, Potsd-MHagb. 1% — 71.40 ba Papierrente —, —, Italiener 71, 25 öpCt. Türken 19, 35, Rumänier 26, 75, bez., pr. März 12, 75 bez. Feſt. 
Fonds- und Geld-Course. Berlin-Stottim . 22 2 126,46 ba Koͤln⸗Mindener 95, 00, Bergiſch⸗Märkiſche 78 75, Rheiniſche 113, 25, Galizier ERLEBEN TE rl! 
auff 4e 0 bs (Böhm, Westbahn 1 * 282 80 75, Senn 6, 75 & 10 4. 4  Barmfänter N —. — = 9 = Yan PM 8 . ich 2 eis 
Btants-Schuldscheine: .|3%| 92,25 5% JCöln-Minden...... = z isconto⸗Commandit 126, 00, Reichsbank 159, 50 & 159, oͤln⸗ Mindener \ ei ig, ngebo n 
Präm.-Anleibe v. 188813 1182,89 bid 3 Tic B, 25 1 9216 N Prämien⸗Anleihe 109, 00. Geſchaftslos, aber ziemlich feſt. z 5 änderten Preiſen. a 5 
Berlinor Stndt-Oblle. % 10e baB enges 1 | 6 _ Frankfurt a. M. 30. Januar, Nachmittags. (Eifecten-Societät]]) . Weizen in matter Haltung, gr. 100 Kiloge. ſchleſiſchet weißer 15,70 
: lr ee * 87 3615 | bendener Wechſel — .. Pariſer Wechſel —, —. Wiener Wechſel —.—. bis 18.00 — 19,50 Mark, gelber 15,50 —16,75—18,50 Mart, feinſte Sorte 
Iposensche neue, 4 | 94,30 6 Halle-Sorar „Gub, | 0 2 Il dal Böhm. Weſtbahn 163%. Cliſabethbahn 143. Galizier 173%. Franzoſen über Notiz bezahlt. > y 00 Ki . 
= Schlosische . r Bin: ä Auenb. 0 ee 13,68 728 260. Lombarden 99%. Nordweſtbahn 123%. Silberrente 64%. 1 ac in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. 14,00 bis 14,75 bis 
r n 430 8 Papierrente 60%, Ruſſiſche Bovencredit —. Ruſſen 1872 —. Amert.] 16,28 k, feinſte Sorte über Notiz bezablt. b bis 16.50 
Posenscha . 4 | 96,15 K Ludw sh. Berb-. 85 — 17488 ba faner 1885 103%. 1860er Looſe 114%. 1864er Looſe —, —. Grebitactien] Gerſte, wenig verändert, per 100 Kilogr. 12,50— 14,51 ‚ Mark. 
Preussischo. . . + 4° 96,75 un N. .- Posener .| 0 — 21,18 ba 169%. Bankactien 783, 00. Darmſtädter Bank 112%. Berliner Bank weiße 16,00—17,00 Mark. } 
een u Reine | 96780, Manndeb. Haiders) 8 | 1 | 408 % pete —. Franturter Wechslerbant —. Defterr.sdeutice Bant 89%.| Hafet, ſchwach behauptet, per 100 Kilogr. 15,00 —16,20 bis 18,20 Mark, 
1 \Schlerische. a 11 455 ds een 9448 bs Meininger Bank 77%. ßeſſiſche Ludwigzb. — Oberbefien 73%. Unyar. kn ern a 
ee a Anleihe 4 er Le ci 97,50 K Staatsl. —, —. Uugar. Schatzanweiſungen alte dio. neue 91%, per ogr. 10, : - 


@öln-Mind, Prämiensch . dio. Oſtbahn » Dbligat. IL —. Central Pacifie —, —. Reichs bau Erbſen mehr angeboten, per 100 Kiloar. 17— 1820,50 Marl. 


2% 2 9139 er 8 ler 1 4 N 
ä fan % 0% % 1160%. Kölns Mindener Looſe 108%. Baieriſche Prämien «Anleihe —| Bobnen vernahläfftet, ver 100 Kilogr. 14,50—15,50—16,50 Marl. 

Kerk. 46 Thaler- Loge 286.10 @ Ovsterz.-Fr, 8t-B, | # — pep 10 0.90] Babiſche Prämien Anleihe —. Badische Looſe —, —. Braunſchweiger Lupinen, nur feine Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. gelb: 9,60— 11,60 

eee, Pate, 0 „, desde % — t pete en e e dee , dee dach e e eee e I 
e Pr. br. ae Sa 2 a ben Nach Schluß per Börſe: Grepitactien 169%, Franzofen 260%, Lom barden icken gut behauptet per 100 Kilogr. 8 7 art 
dende. Leone 131,0 bs Rochte0-Urbahn| % | = 4 110380 88 99%, Wafiier —, 1860er Looſe 114%. Oeſerreichiſch «ventihe Bank —.| Delfaaten in felter Haltung. 
Ducaten = = rem faite 99,83 G . 4 4% ih u baB Reichsbank 160%. ; Schlaglein ge Ri 3 
— — 8 2223 — 3 bs 5 77 4.4 u 

ner 16.10 bOldant. Ga. I. .I. Lit f 4% a! 4 „ be %s J Pamburg, 29. Januar, Nachmittag. [Schluß:Ceurſ e.] Hamburger Sala u tilogramım nette n en und 3 28 
Imperial — — uss. En. 289,00 ba Rhein- Mehe-Ba 0 0 140 bz Ster. A. 116, Silberrente 65 Credit⸗Actien 169%, Nordweſtbahn —, Flag 30 25 29 25 28 25 
Bolan — | Bumän. Bisenbahn] 4 — | 1 2600 1860er Looſe 113%, Franz. 648g, Lombarden 245, Ital. Rente 71%, n 20 25 28 25 26 25 

ker-Certifioate, Stargard -Posener| 4 4% 4% 161.4 n Vereinsbank 115, Laurahütte 56%, Commerzbank 86%, do. II. Emiſſion Winterrübſen 8 : 

Hypotheker- Thüringer Lit. A.| 7% f ‚11128 b 2 223 inzial-Pi —, Anglo de 52, de. Sommerrübfen- - - - 50 29 50 28 — 
Krupp’schePartial-Ubl.j6 100.10 bz ger Li Ulis ba „Norddeutſche 122%, Provinzial⸗Disconto —, ago deutſche 52, d . 27 4 25 
Gakb.Ptd.d.Pr.Hyp.-b.4%| 99.00 bag [Warschau-Wien. 10 ä — |# 1689 ba neue —, Internationale Bauk 85%, Amerikaner de 1885 95, Köln⸗Mindener Leindotter 5 er 

do. 46. _\j6, 10000 82 „A. 95 iniſche Eiſenbabn do. 113%, Bergiſch⸗Markiſche do. 79 4, Kapskuchen preisbaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80-8 Mark. 
Deutsche Hyp.-B.-Pfb. 4% 98,78 bad 82 t 2 I lich feit * A giſch A Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,20 9,70 Mark. 

r. Gent Bod.-Or. 4½ 100% b conto „Ct. Ziemlich feſt. . l rei T a 

Farb Br 1 7 — da Eisenbahn-Stamm-Prieritäts- Aotlen. 8 Febrarcourſe. f N — We dan en leicht 9 N El feft, % Ir . — ve; 
Del Tender Hamburg. 29. Januar, Nachmittags. [Getreidemarkt Weizen loce] 58161 Mart, — weißer hoch gehalten, pr. 1 . 
enk. l. A hr. na- Cd. s ir % Aaken 2 5 2080 B ftill, r 1 Roggen an 905 1 8 9 57 G5. . N pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 

III. do. 103,46 Hall -Gub, | 0 5 | 19,50 „ 197 Gd., pr. il⸗Mai pr. 0 2 * 5 L . x - SA ET 
Add 415 Schlag 5 [9989 @ _ [iannoverrAltend. “ e f | 2625 520 zn pr. 148 Br. 4 A* pr. A Hl: Mai pr. 1000 Kilo] Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Klgr. Weizen ſem all 29,25—30,25 
n Dre . G 2 M De 151 Br., 150 Gd. — Hafer fill. — Gerite fl. — Rudel matt, loco] Mart, neu 25,75 26,75 Mark, Roggen fein 26,00 27,00 Mark, Hausbaden 
eo. dor II. Em. 2 [101,50 bu IMagdeb.Halberst. | 3% | 34% , 8489 ba 68, pr. Mai 67, pr. Dctbr..vr. 200 Bio. 67. Spiritus ſtill, pr. Januar 2 Mark. Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mart. Wenzenkleie L bis 
rr en o- t % 1 6 | 3 meer 33, pr. Febr.-⸗März 35, per Aoril-Mai 35%, ver Juni⸗Juli per 100 Liter 8,75 Mar. 

20 de 4e. ie te 9600 dis |hecute-0.O-Dau] 2% . lege du Sanden wide ble 14. 75 Br. id, 50 S., der Januar 18. 20 Bor| Metesrelogiſche Beobachtungen auf der Lönigl. Univerfitäts- 
e 12,508. 1" | Sternwarte zu Breslau. 
ot Hp. Crd- Plabrs 61,0 bs Wehner G74... 2% |6 | 2976 640 Hamburg, 30. Januar, Nachmittags. [Privat⸗Verkehr.] Silber⸗ 3 29. 30. Nachm. 2 U. Abos. 10 u. Morg. 6 U. 
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7 Ausländische Fonds. do.Prod u.tidie.B.|10 Geile 88546 4 Total geſchaftslos. 2 5 5 ö WM f trübe, Nebel.] trübe, Nebel. trübe, Rebe 
Vest. Silberrente. . 4% 4496 ban eur zes . — |4 | 86,75 bad Liverpool, 29. Januar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) Januar 30. 31. Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
26. Ster Fran- Il. 14 910736 de L Brztuakiebn ? 12 Muthmaßlicher Umſatz 600 Ballen. Unverändert. Tagesimport 6000 Ballen, Luftdruck bei oo). 338,57 339,06 339 12 
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